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Editorial 


Wenn der geneigte Leser in diesem Heft den hunderttausentsten Kommentar 
zum Staatsvertrag sucht, hat er die falsche Zeitschrift gekauft. Bel solchen 
Themen wird uns übel und wir könnten das Heft mit allerlei Auswurf 
beschmutzen. Ist uns also die vielberufene Politikfähigkeit verlorengegangen? 
Wir haben es einfach satt. Nehmen wir einmal an, ein Volk, beispielsweise 
das deutsche, hätte sich eine staatliche Einigung vorgenommen. In der 
bisherigen Geschichte und sogar unter dem Diktator Bismark, war so etwas 
nur über eine von allen Bürgern gewählte verfassungsgebende Versammlung 
möglich. Anschließend wurde dann in den meisten Fällen noch einmal vom 
Volk selbst abgestimmt. Über die neue Verfassung und über die Einigung. In 
Fällen, in denen sich solche Verfahren erübrigten, konnte man bisher 
zuversichtlich annehmen, daß es sich um eine Annektion handelt. 

Natürlich ist es im Falle der DDR nicht ganz so einfach. Es handelt sich 
nicht direkt um eine Annektion, sondern mehr um die Liquidation einer 
pankron) g0gangenen Firma und die mehr oder weniger vollständige 

bernahme der willigen Angestellten. Und leider sind die Bürger unseres 
Landes in ihrer übergroßen Mehrheit so schafsmäßig subaltern und bar jeder 
eigenen Idee, daß einem Widerstandswilligen auch der Aufruf zu einer 
Volksabstimmung im Halse stecken bleibt. Bestenfalls würde das 
Unternehmen am Widerstand vieler Bundesbürger scheitern, die um ihren 
Wohlstand fürchten. | 

Welche Argumente gibt es noch, nachdem das Volk der DDR in so 
auge Niger Weise das Selbstbestimmungsrecht ablehnt? Die alten Ideen 
und Sehnsüchte, die selt den Propheten des alten Testaments datieren und In 
jeder Zeit von tapferen Menschen und Völkern neu formuliert und weiter 
entwickelt wurden: die Ideen von Gleichheit, Freiheit. Solidarität, die Idee einer 
auf der ur von Gemeineigentum von unten organisierten Gemeinschaft und 


Die Kegenwan on Entwicklungstendenzen weisen in den meisten 
Fällen In die Gegenrichtung. Wie es aussieht, werden wir noch nicht einmal 
einen "sozialisierten" Kapitalismus bekommen, sondern mehr einen aus dem 
19. Jahrhundert. Der Staat wird nicht schwächer, sondern wird bis an die 
Zähne aufgerüstet. Einzig allein in der Föderalisierung und größeren 
Selbstständigkeit der Kommunen könnte ein Stück Hoffnung er Ka wenn 
nicht die völlig im Dunklen liegende Finanzierungsfrage wäre, die für weitere 
Sachzwänge zur Privatisierung öffentlichen Eigentums sorgen wird. Mehr 
Hoffnung könnte darin liegen, daß die verarmten Schichten der Bevölkerung 
wie Rentner, Arbeitslose und Frauen einerseits und die zunehmend unter 
Ha gesetzte politische Opposition andererseits einen gemeinsamen Weg 
en 


Wir versuchen uns der Zeit zu stellen, indem wir den Aufbau des neuen 
Repressionssystems beobachten und die paar verbliebenen Hoffnungen 
diskutieren. In dieser Ausgabe haben wir deshalb alternativen Projekten und 
GIUPEeN in verschiedenen Städten der DDR, Ihren Problemen, Möglichkeiten 
und Grenzen und ihrem Kampf mit den Behörden und dem Kapital die meiste 


Beachtung Jesoun- 
Wir bitten die Loser nochmals um Entschuldigung, daß es technisch 


noch nicht so recht klappt. Statt eine Sehschwachen-Schrift wie beim letzten 
Mal, haben wir diesmal eine zu kleine gewählt. Demnächst Besserung! 
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Ein fast alltäglicher Vorgang 
Die neue und alte ER Blind gegen die Rechten, 
scharf gegen die Linken 


Fast schäme ich mich, das zuzugeben: Es war der erste Faschistenüberfall, den ich 
selbst und als Betroffener erlebt habe. Und dabei handelte sich es eigentlich nur um 20 

vorbeikommende Hooligans, die vermutlich im Gefolge eines Kneipenabends 
auf die blendende Idee gekommen waren, als Ausgleichssport noch ein bisschen. 
Randale zu betreiben. 

So schmissen sie denn am 23. Mai gegen 24.00 einige Fenster des besetzten 

Hauses in der Ostberlinsr Kastanienallee 86 ein und schossen aus einer Gaspistole 
mehrere Tränengaspatronen ins Treppenhaus ab. Die Hausbewohnerinnen versuchten 
‚ die Nazis zu vertreiben, indem sis Flaschen und Gläser aus dem Haus warfen. 
Als die Polizei, reichlich spät, mit 3 Toniwagen und einem überfallwagen 
erschien, enteilten die Helden des Terrors. Die Polizisten fanden aber keinen Grund 
ihnen hinterherzufahren. Vielmehr war ihre erste Frage an einen Punk: "Haben Sie 
Arbeit?"”. Der Einsatzleiter meinte, zerbrochene Fensterscheiben seien keine Straftat, 
somdern eine Ordnungswidrigkeit, die nur vom Besitzer des Hauses eingeklagt werden 
könnte. Im übrigen verfolge man schon deshalb nicht, "weil uns diese Bürger bekannt 
sind." Auch der Einsatz einer Gaspistole sei nicht strafbar. Seit eineinhalb Monaten 
zählten Gaspistolen nämlich nicht mehr als Schusswaffe. Strafbar sei das Abschiessen _ 
von Gaamunition nur, wenn dabei emand verletzt würde. 

Analog verlief ein überfall am nächsten Tag von diesmal 30 Hooligans auf die 
Kastanienallee 86. Nur, dass in diesem Fall die Feuerwehr ziemlich schnell erschien 
und tatsächlich die durch einen Molotow-Coktail der Nazis in Brand gesetzte Haustür 
löschte. Die Polizei fand auch an diesem Tag keinen Grund, die Nazis zu verfolgen. 

: Dafür waltete die Polizei am 23. Mai umso eifriger ihres Amtes, als sie gegen 
17.30 das besetzte Haus in der Berliner Schönhauser Allee 3 stürmte. Mit einem LO 
und einem Barkass und mit Helm, Schildern und Knüppeln bewaffnet führten sie eine 
"Massnahme im Zuge der Ermittlungen gegen einen illegalen Radiosender” durch. 
Gemeint war offenbar "Radio Prenzlauer Berg” (Ukw 105,8 Mittwoch, Freitag, 
Samstag ab 17.00), das während der Durchsuchung der Schönhauser 5 ganz gemütlich 
weitersendete und die Aktion der Polizei beschrieb und kommentierte. In sinnloser 
Wut brachen die Polizisten verschlossene Türen auf, zerstörten mutwillig 
Einrichtungsgegenstände, suchten in Kühlschränken nach dem Piratensender und 
zogen Schriftstücke ein. 

Positiv könnte man sagen, dass Innenminister Diestel dem Prenzlberger 
Piratensender einen grossen Reklameerfolg beschert hat. Auf Dauer gibt aber das vom 
Innenminister veranlasste neue alte Verhalten der Polizei Anlass zur Sorge. Mit 
Stimrunzeln hat schon mancher den Polizeifilm betrachtet, mit dem vor Wochen das 
Innenministerium das Ausräumen von Nazihäusern vorführte. Nazi hin, Nazi her, als 
ich die Skins mit erhobenen Armen die Treppe herunterkommen sah, musste ich an 
meins eigene. Verhaftung und Verhaftungen von Freunden denken und hatte den Ver- 
dacht, dass hier mit Hilfe des Schlages gegen die Nazis die Wiedereinführung der 
alten Repressionstaktiken gegen die Bürger entschuldigt werden soll. Als das 
Schlussbild des Polizeifilmes das "Besetzt"-Plakat des Hauses in der Totale zeigte, 
wurde der Verdacht zur Gewissheit. Inzwischen sitzen die Nazis wieder 


unangefochten in ihren zu Festungen ausgebauten Häusern, von denen sie, Gerüchten 
zufolge, sogar eins gekauft haben sollen. Falls ihnen das auch mit den übrigen 
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gelingen sollte, sind sie fast aller Sorgen enthoben, denn das Eigentum wird in 
Zukunft in diesem Lande Natio li werden. 

Das Schlimme ist ja, dass das Problem sich nicht auf die Person Diestel 
reduzieren lässt. Vielmehr müssen wir sogar in der Gestalt dieses besonders dummen 
und ungeschickten Innenministers eine Art Fügung Gottes sehen. Mit seiner 
unüberlegten massenhaften Einstellung von Stasi-Leuten hat er sich sogar den Zorn 
seiner eigenen Parteigenossen zugezogen: Er spricht das laut aus ‚was andere hinter 
verschlossenen Türen denken und planen: dass die neuen Herrschaftsverhältnisse nur 
mit alten Methoden eingeführt und stabilisiert werden können. Nicht weil er falsch 
denkt, sondern weil er zuviel redet und gewisse Klippen nicht geschmeidig genug 
umschifft, wird Diestel früher oder später durch einen geschickteren Drachenkopf 
ausgewechselt werden. | 


Schlechte Aussichten beispielsweise für jungen Leute, die in volkseigenen 
Häusern das beginnen wollen, was ihnen 40 Jahre lang verboten wurde, eine neue Art | 
von Gemeinschaft ohne ion gegeneinander und von Seiten der Aussenwelt. Sie 
werden halt die Barrikaden vor ihren Haustüren verstärken, noch mehr Gasmasken 
und Feuerlöscher anschaffen müssen, bis sich dereinst Herr Diestel oder ein anderer 
Herr ihrer ständigen Anspannung erbarmt und sie mit Hilfe des bis an die Zähne 
aufgerüsteten Polizeiapparats endgültig räumt. Und das wird erst der Anfang sein... 
Falls wir uns nicht schleinigst auf die Socken machen und etwas Entschiedenes 
dagegen tun. r.l. 


Erklärung der besetzten Hauses 
in der Ostberliner Lottumstr. 10 a 


3 Beendigung 
Friedrich-Ludwig-Jahn-Sportpark in Richtung Alex. Ca. 100 von Ihnen kamen über 
die Schönhauser Allee 5 in die Lottumstrasse und griffen uns mit Steinen und 
Leuchtspurgeschossen an. Um dem Angriff entgegenzuwirken, ergriffen wir entspre- 
chende Verteidligungsmassnahmen. Es gelang uns, die Faschos nach kurzer Zeit in die 
Flucht zu schlagen. » 
Die Faschisten zogen zum Alexanderplatz und beschäftigten sich dort, unbehelligt von 
der Polizei, mit dem Verprügeln von Ausländern. Erst als ein Trupp von Punks die 
Faschos vertreiben wollte, wurden die Polizeikntippel tätig, natürlich nur gegen die 
Punks. 
Keine Fussbreit den Faschisten! ‘ 
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Selbstbestimmte Projekte in Erfurt 


"Im Vorfeld von Schwierigkeiten Gespräche zu führen, um 
Verständnis herbeizuführen und Konflikten vorzubeugen. 2 


Wir haben bereits früher in den "Umweltblättern" über die Zustände in der 
thüringischen Bezirksstadt Erfurt berichtet. Neben der schlechten Luft, die an 
gewissen Herbsttagen durchaus die Gegend um Bitterfeld übertreffen kann, zeichnete 
sich Erfurt durch eine starrköpfig altstalinistische Bürgermeisterin aus, im Volksmund 
"Betonrosi” genannt. Gegen die Bürgermeisterin kämpfte die Erfurter Offene Arbeit 
zusammen mit einigen mutigen Bürgern um den Erhalt der Altstadt und eine 
Verbesserung der Luftszituation. 

Bekanntlich hat sich dann im Herbst vorigen Jahres einiges gewendet. Die Stasi 
und die Betonrosi mussten gehen, die noch erhaltenen Teile der: Altstadt blieben, 
leider aber auch die schlechte Luft und die beklagenswerte kulturelle ödnis der 
Bezirksstadt besonders für Jugendliche. 

Gegen letzteren Zustand sammelte sich im Dezember vorigen Jahres eine 

von jungen Leuten im weiteren Umfeld der Offenen Arbeit. Die Idee 
war, aus der Weissen Fabrik, einem fenster- und türlosen Fabrikgebäude in der 
verfallenen Altstadt ein autonomes Jugendzentrum zu machen. Das Projekt wurde 
über den Rat der Stadt und die im Bürgerkomitee sitzenden neuen Parteien und 
Gruppierungen beantragt und fand auch allgemeines Wohlwollen. Es kam aber zu 
n ision mi jerungs die die Weisse Fabrik als 
einzige Möglichkeit zur Lagerung von B ialien sah. Als Ausweichobjekt wurde 
der sogenannte Bananenkeller, ein alter Weinkeller unter einem verfallenen Haus in 
der Innenstadt in der Gotthardtstrasse benannt und anfangs von den jungen Leuten 
abgelehnt, aber Anfang Februar dann in Besitz genommen. Nach anfänglicher Flaute 
bekam dieses Autonome Jugendzentrum während einer "Protestwoche gegen das 
Kulturkoma" Aufschwung: Der Bananenkeller war krachend voll und zwar von 
hunderten Leuten der unterschiedlichsten Altersstufe. Seither gibt es dort ständig 
Konzerte und andere Veranstaltungen, zu denen regelmässig per blosse 
Mundpropaganda an die 200 Leute kommen. 

Mit den Anwohnern lebt das AJZ in bester Harmonie. Der Rektor der 
Predigerschule versuchte in einer Versammlung des Wohngebietes, die er einberufen 
hatte, böses Blut zu machen. Der kirchliche Mitarbeiter fand es unpassend, dass ein 
Autonomes Jugendzentrum gerade "in einem so schönen mittelalterlichen Stadtgebiet" 
Platz gefunden hätte. Ausser einer älteren Dame fanden aber alle 
Versammlungsteilnehmer, dass die jungen Leute einen Platz brauchten. Es wurde 
vereinbart, dass man sich einmal im Monat zusammensetzt und eventuell entstehende 
Probleme beredet. 

Ungekärt sind nach wie vor die Eigentumsverhältnisse des Bananenkellers. Das 
Haus und das Grundstück gehörten einer alten Frau im Westen, mit der die Leute des 
AJZ im Auftrag des Rates der Stadt eine Regelung gefunden hatten. Leider starb die 
Frau zwei Wochen später und jetzt steht eine Binigung mit der Erbengemeinschaft an, 
bei einem Grundstückswert von über 1 Million Westmark keine kleine Sache. 


- Natürlich gibt es angesichts der zentralen Lage des Hauses in der Innenstadt auch eine 


ganze Reihe von potenten kommerziellen Interessenten. Erstaunlicherweise hat der 
Rat der Stadt, selbst jetzt nach den Kommunalwahlen mit einer CDU-Mehrheit 


(Bündnis 90 - 10%) eine relativ offene Haltung gegenüber selbstbestimmten 
Projekten. Das hängt offenbar damit zusammen dass die derzeit in Erfurt führenden 


CDU-Leute vor der politischen Wende der Partei zu ihrer 
r j 


An dieser Stelle der Altstadt wollte Betonrosi eine 
Umgehungsstraße UESHEEDEBZE Die Häuser mußten zu einem 
Teil schon sterben 


westlichen Schwester politisch wach geworden sind. Durch gemeinsame Arbeit im 
Bürgerkomitee und im Stadtparlament ist auch bei den CDU-Leuten ein Bewusstsein 
für die Bedürfnisse von selbstbestimmten Projekten und die Probleme von 
Jugendlichen gewachsen. Im Moment will die Stadt das AJZ mit einem Zuschuss von 
über eine Million Mark sponsern. Das AJZ hat eine äusserst gute Presse in den 
Lokalzeitungen, sogar der liberalen. 

Auseinandersetzungen von automen Jugendlichen mit Nazi-Skins hat es in 
Erfurt bisher noch nicht in dem Masse gegeben, wie das andemorts und besonders in 
der Skin-Hochburg Weimar seit Jahren der Fall war. Ein erster Vorbote war ein 
Konflikt Anfang Mai im Keller. Seitdem gibt es ein Schloss vor dem Tor, einen mehr 
oder weniger funktionierenden Einlass und einen Grenzhund als Wache. Die 


AJZ-Leute befürchten nun grössere Auseinandersetzungen zu Pfingsten, wenn sich 
die rechtsnationalistische Wiking-Jugend in Erfurt zu einem Deutschland-Treffen 
versammeln will. Die bis dato weitgehend friedlichen Erfurter Skins könnten durch 
westliche Gesinnungsgenossen zu überfällen profiliert und motiviert werden. Es gibt 
die Vermutung, dass an den Räumen des AJZ interessierte Gewerbetreibende eine 


solche Entwicklung mehr als begrüssen würden. Die Polizei sah sich bei einem 


neulichen Gespräch ausserstande, über ihr künftiges Verhalten eine Aussage zu 
machen. 


Die AJZ-Leute versuchen ganz bewusst, schon im Vorfeld irgendwelcher 
Schwierigkeiten Gespräche zu führen, um Verständnis herbeizuführen und Konflikten 

Ein anderes selbstbestimmtes Projekt ist die Löwenburg, ebenfalls in der 
Altstadt, Allerheiligenstrasse, Ecke Marktstrasse. Die Löwenburg wurde im Mittelaler 
als studentisches Vereinshaus gebaut und gehört der KWV. Die KWV beauftragte 
bereits 1985 die HO mit dem. Ausbau der Löwenburg als Jugendclub. In die 
Baubrigade kamen immer mehr Leute aus der Offenen Arbeit, Jugendliche, die ein 
selbstbestimmtes Leben und Arbeiten wollten. Weil es keine richtige Bauleitung, kein 
Projekt, keine Bilanzierung für Baustoffe gab, ging der Umbau eigentlich nur infolge 
der Initiative der Arbeiter voran. Die Leute bauten mit Hilfe ihrer Sachkenntnis als 
Zimmerleute oder abgebrochene Architekturstudenten und mit dem Feeling, das sie 
für das schöne Renaissancefachwerkhaus hatten. Die Art wie die Leute 
zusammenarbeiteten, das Haus und das, was daraus werden sollte, gehörten 
zusammen. Es war eine im besten Sinne anarchistische Baustelle. Natürlich gab es 
Schwierigkeiten mit der Stasi, die Druck auf die HO ausübte. Die Pauschalarbeiter 
sollten öfter entlassen werden, ein erster Brigadier wurde als Störfaktor eingesetzt und 
dergleichen. 

Nach der Wende gab es neue Probleme. Die HO wollte nun doch ein Propkt für 
das Haus machen und einen Bauleiter einsetzen. Der Leiter der HO, Riems, wie sich 
später zeigte, ein Stasi-Mann, machte zusätzliche Schwierigkeiten. Westliche Anbieter 
wollten das Haus erwerben. Die Arbeiter der Löwenburg gründeten schliesslich im 
* März einen Verein und legten ein Konzept für das Haus vor. Wie auch die AJZ-Leute 
scheuten die Leute von der Löwenburg nicht vor breitester öffentlichkeit und dem 
Stadtparlament. Die Liberalen haben versprochen, das Projekt Löwenburg im 
Stadtparlament einzubringen und verteidigen es in ihren Zeitungen. Die PDS will 
einen Anwalt stellen. Eine Unterschriftenaktion für die Löwenburg trägt die 
Unterschrift aller im Stadtparlament vertretenen Parteien. 


Aus der Löwenburg soll das werden, was es schon früher einmal war, ein 


Mittelpunkt der Wohnbezirkskommunikation, ein soziokulturelles Zentrum, ein Ort 
für nichtkommerzielle, kreative Begegnungsmöglichkeiten. 

Das dritte selbstimmte Projekt Erfurts ist der Mainzer Hof, eine alte Kneipe 
hinter dem Erfurter Dom, die 1985 Pleite ging. Seit Dezember vorigen Jahres 
bemühten sich eine Reihe von jungen Leuten um dieses Haus, erhielten einen 
Pachtvertrag und eine Zuweisung für das Haus und haben einen eingetragenen Verein 
"Kulturförderungsverein Mainzer Hof" gegründet. Wenn alles klappt, wird am 30. 
Mai eröffnet. Im Erdgeschoss soll es eine nichtkommerzielle Kneipe geben, im ersten 
Geschoss eine Galerie, Arbeitsräume, Begegnungsgsräume für Kulturgruppen. Im 
zweiten Obergeschoss sollen Unterkünfte geschaffen werden. 

Und natürlich gibt es wie seit Jahrzehnten in Erfurt weiterhin in der Allerhei- 


ligenstrasse die Offene Arbeit. Ihr Anspruch, ein Kreativitäts- und 


mit sehr kritischem politischen Anspruch zu sein, ist vertieft 
worden. Die offene Arbeit war während der Wendemonate eine eigene Fraktion im 
Bürgerkomitee und an zahlreichen Runden Tischen. Einzig und allein der Runde Tisch 
der Jugend wurde wegen dessen Zusammensetzung boykottiert und der ist demzufolge 
auch gescheitert. Am Wochenende nach der Währungsreform, vom 6. bis 8. Juli wird 
die Offene Arbeit eine Werkstatt zum Thema "Soziales Träumen" machen. r.l. 
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Kleiner marktwirtschaftlicher Unfall 
Westgastronom machte bei alternativer Wahlparty in Erfurt Miese 


Am 26. April fand in der Erfurter Thüringenhalle eine Wahlparty von Grüner Partei 
und Bündnis 90 statt. In Erfurt besteht das Bündnis 90 im Wesentlichen aus dem 
Neuen Forum und Kandidaten des Autonomen Jugendzentrums (AJZ). Es war 
durchaus keine Kommerzfete. Es spielten Jürgen Kehrt aus Erfurt, Kirsch & Co 
(ehemals Karacho und Pasch) und eine schon von früher gut bekannte Band aus dem 
Schwabenland. Nur die Grüne Partei glaubte sich in Richtung Marktwirtschaft 
orientieren zu müssen und vermietete die gesamte Thüringenhalle gastronomisch an 
einen Westunternehmer. In Reihe und Glied standen demzufolge am Stand sämtliche 
Coca Cola- und sonstige Büchsen. DDR-Bier gab es auch, aber mit einem äusserst 
deftigen Preisaufschlag. Auch das Fast-Food Angebot liess nichts zu wünschen übrig. 
Dem Anlass gab der Händler insofern Raum, als er die Big Macs mit einer Salatplatte 
versehen hatte und "Green Macs" nannte. 

Doch der Westhändler hatte Pech. Nach einigen Schwierigkeiten mit dem 
Transport bauten die Leute vom AJZ vor der Thüringenhalle ihre Stände mit der 
üblichen Fetenverpflegung der Offenen Arbeit zum Selbstkostenpreis auf: DDR-Bier, 
Saft, geschmierte Stullen zu 25 Pfennig, mit gutem Käse ausnahmsweise 70 Pfennig. 
Aus preismässigen aber zum Teil wohl auch aus gesinnungsmässigen Gründen 
verschmähte das überwiegend junge Publikum die Westgastronomie und wandte sich 
lieber den Ständen des ATZ zu. 

Gar nicht marktwirtschaftlich reagierte der Händler. Er klagte bei seinen 
Geschäftsfreunden von der Grünen Partei über unlautere Konkurrenz und forderte 
deren Vertreibung. Da die Wahlparty überwiegend von AJZ-Leuten vorbereitet war, 
konnten sich die Grünen und der Westhändler nicht durchsetzen. r.l. 


"Schon immer ein wenig autonomer 


als die Restzone" 


Die Dresdner Basisgruppen nach der Wende 

Ganz anders als in Erfurt, viel differenzierter und ambivalenter sind die Verhältnisse 
in Dresden. Dresden ist die einzige grössere Stadt in der DDR, in der die CDU ihren 
Stimmenanteil gegenüber den Kommunalwahlen noch erhöhen konnte. Sie hat 60% 
. der Stimmen und damit die absolute Mehrheit gewonnen. Immerhin war der 
CDU-Bürgermeister, Dr. Wagner Mitglied der Gruppe der 20. "Er ist reichlich 
autoritär", heisst es in Kreisen von Dresdner Linken, "aber es ist zumindestens nicht 
der letzte Arsch, es hätte schlimmeres werden können." 

Das Neue Forum Dresden steht verhältnismässig rechts in der DDR-weiten 
Bürgerbewegung. In der Stadtverordnetenversammilung hat es im "Btindnis 90" 
zusammen mit "Demokratie Jetzt" 10 Sitze gewonnen. Weil "Demokratie Jetzt" aber 
keinen Spitzenkandidaten plaziert hatte, konnte "Demokratie Jetzt" von den 10 Sitzen 
nur zwei belegen. Selbst Leute aus dem in Dresden üblichen Spektrum des Neuen 
Forum meinen, dass die 10 Sitze an ziemlich stark rechts stehende Kandidaten 

sind. 

Zu den Basisgruppen hat, neben der Vereingten Linken eigentlich nur 
"Demokratie Jetzt" einen guten Kontakt, - unterstützt sie bei Entmilita- 
risierungsaktionen, bietet Druckmöglichkeiten an, etc.. 

Die Vereinigte Linke fing mit einer Reihe dummer Aktionen an. Beispielsweise 
liess sich ein Mitglied beim Einschlagen des Schaufensters des 
Bertelsmann-Buchladen erwischen - mit seinem Kandidatenschein in der Tasche. 
Trotz einiger profilierungsstichtiger Führungsfiguren leisten die Basisgruppen der VL 
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Die heruntergekommene Dresdner Neustadt 


jetzt gute Arbeit, besonders die Basisgruppe Nord und die Frauengruppe. Interessant 

ist das Projekt einer symbolischen Besetzung der äusseren Dresdner Neustadt am 23. 
und 24. Juni. Mit Strassentheater und symbolischem Barrikadenbau, Wählen einer 
autonomen Regierung (samt Sturz am Schluss) will die VL gegen den Verkauf der 
Dresdner Neustadt an westliche Unternehmer protestieren. 

Damit sind wir schon bei einem wesentlichen kommunalen Problem Dresdens, 
der durch jahrzehntelange Misswirtschaft der KWV heruntergekommenen Neustadt. 
Neben gerade noch bewohnbaren Häusern gibt es eine Reihe von leerstehenden. Vor 
der Wende hatte der Rat der Stadt Dresden den Plan gefasst, die jahrelange 
Vernachlässigung durch einen Totalabriss zu beenden. Dagegen gab es natürlich 
Widerstand in der Bevölkerung. Die Wende kam und mit ihr neue Pläne: 

Die Dresdner Neustadt wurde mit Häusern und Geschäften flächendeckend an 
westliche Unternehmer verkauft. Schon richten die ersten westlichen Firmeninhaber 
ihre Geschäfte ein und Luxusrenovierung mit folgender Maximalsteigerung der 
Wohnungsmieten ist vorgebucht. Mieter werden mit schätzenswerter Unverschämtheit 
behandelt. Eine Familie mit drei Kindern bekam beispielsweise eine Ausbauwohnung 
mit vier Zimmern unter der Bedingung angeboten, dass sie die Wohnung in. 
Eigenleistung mit Spannteppich und dergleichen Schnick-Schnack renovieren. 
Nachdem das geleistet worden ist, soll wegen des grösseren Komforts der Wohnung 
die Miete steigen. Und das ist kein Einzelfall. 

Gegen diese Art von "Sanierung" mobilisieren verschiedene Basisgruppen und 
besetzen, wie in anderen Städten, Häuser, richten selbstverwaltete Kneipen und 
sonstige Betriebe ein. Es gibt wie in anderen Städten einen Häuserrat, der sich in 
unregelmässigen A ERSPU trifft und Rat und gegenseitige Unterstützung bei 

versucht. | 

Ein kleiner Gang durch Dresdner Szene-Cafes zeigt ähnlichkeit mit den 
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Ostberliner Verhältnissen, sogar hinsichtlich der astronomischen Preise. Die 
Neustädter Punks besetzten im November Räume und machten daraus das "Cafe 
Stillos", ein mit Müllmöbeln eingerichtes Cafe mit lautstarker Musik, in dem sich nur 
die Punks wohl fühlten. Auf Dauer sprangen die meisten Initiatoren ab und der einzig 
übriggebliebene versuchte, dem Cafe einen neuen Stil zu geben, indem er 
Ausstellungen und Vorträge organisierte und Videos vorführte, aber auch gepfefferte 

Das "Stadler" in der Kammenzer Strasse wurde von Antifa-Leuten und 
autonomen Frauen gegründet. Es gibt einen normalen Cafebetrieb, daneben Infos und 
Vorträge und Möglichkeiten zum Treff von Gruppen. Geplant ist die Einrichtung einer 
Frauenbibliothek und die Einrichtung von Frauenschutzräumen. Letzteres Projekt 
musste allerdings wegen der ständigen Faschistenüberfälle vorerst aufgeschoben 


Das "Cafe Bronx" findet ebenfalls in einem besetzten Raum statt. Es ist ein 
Info-Cafe, in dem alle vier Wochen Veranstaltungen stattfinden. Leider ist der 
verbliebene Betreiber weniger an einem Veranstaltungsort für Gruppen als am Umsatz 
interessiert und die Preise sind traumhaft hoch. 5 

Der "Stettiner Hof" ist eine ehemalige Kneipe, ebenfalls besetzt und wird von 
ihrem verbliebenen Betreiber ausschliesslich kommerziell benutzt. Man kann dort 
zwar nachts mal einen Cafe trinken, frau ist aber dabei von betrunkenen Kriminellen 
umringt. . 
Das "Bronx" hat eine Gewerbegenehmigung, der "Stettiner Hof” ebenfalls, die 
anderen sind noch illegal, bemtihen sich mehr oder weniger, eine Nutzungsgeneh- 
migung zu bekommen. Das "Stillos" möchte illegal bleiben. Eingetragener Verein will 
niemand werden. 

Als offiziellen "Jugendclub Anderson Nexö" gibt es schon lange die "Scheune" 
in der Alaunstrasse. Es war einer der Jugendclubs, die auch schon vor der Wende für 
offiziell nicht allzu beliebte Veranstaltungen Raum zu geben versuchten. Auch die 
Dresdner Homosexuellenvertretung fand in diesem Jugendclub in den letzten Jahren 
immer Möglichkeiten zu Veranstaltungen. Nach der Wende versuchte sich die 
Scheune als linksorientierter Jugendclub zu profilieren und bietet tatsächlich eine 
Reihe von sehr guten Veranstaltungen sowie Räume für linke Initiativen. 

‚Neu in Dresden ist das Projekt Friedenshaus. Ein Rest der Gruppe der 20, die 
Entmilitarisierungsgruppe, will sich als Verein eintragen lassen und offiziell ein Haus 
beantragen, in dem sich ein Cafe, eine Druckerei und Veranstaltungsräume befinden 
sollen. Es sind aber zu wenig Leute und aus der autonomen Szene will niemand 
mitmachen, weil sie nicht in einen offiziellen Verein eintreten wollen, schon gar nicht 
einen, in dem es einen Vorsitzenden, einen Stellvertreter und einen Schatzmeister gibt. 

"Dresden war schon immer ein wenig autonomer als die Restzone", interpretiert 
Johanna vom Friedenskreis *Wolfspelz. "Wir sind hier eigentlich kaum in 
irgendwelchen neugegründeten Parteien und Bewegungen vertreten. Das ist hier nicht 
üblich. Es gibt ein allgemeines Gelächter, wenn einer mit einem Verein anfängt." 

Der Friedenakreis Wolfspelz besteht schon seit 10 Jahren. Er genoss, beginnend 
mit Organisation der ersten Demonstration zur Jahresfeier der Zerstörung Dresdens im 
Jahre 1981 bis zur Wende jederzeit die gespannte Aufmerksamkeit der Stasi. Schon 
seit Jahren arbeitete Wolfspelz in den Zusammenhängen der Initiative Frieden und 
Menschenrechte mit - bis zur DDR-weiten Gründung. 6 Wochen nach diesem Akt trat 
Wolfspelz aus der Initiative aus. Grund war die zunehmende Verletzung 
basisdemokratischer Grundsätze. Die Berliner Führung liess sich Geld und 
Dienstwagen geben und verschaffte sich Privattelefone. Schlusspunkt war, dass 
Werner Fischer auf einem Treffen der Organisation verkündete, um die 
Menschenrechte brauche man sich nicht mehr zu kümmern, das sei zunächst einmal 
flächendeckend abgesichert, jetzt gehe es darum, ins Parlament zu kommen. 


Der Kampf gegen das Reinstsiliziumwerk war vor der "Wende " 
in Dresden ein Kristallisationspunkt der Basisgruppenarbeit 


"Wozu sollen wir uns legitimieren lassen, wenn es uns schon lange gibt?", fragt 
Johanna von Wolfspelz: "Ich finde es absolut sinnlos, wenn wir jetzt überall 
herumrennen müssen und fragen mtissen, ob es uns gibt. Uns gibt es und daran kann 
kein Zettel rütteln, auch wenn sie jetzt einen Zettel ausschreiben, dass es uns nicht 
gibt. Ba ist einfach eine Prinzipienfrage, ob man jemanden anerkennt, der bestimmt, 
was es gibt und was es nicht gibt. Das ist so ähnlich wie mit dem Eheschein." 

"Wir haben den Vorteil, dass wir ein sehr kleiner Kreis sind. Dadurch, dass jeder 
einzeln und mit verschiedenen Kreisen zusammenarbeitet, hat Wolfspelz nur 80 eine 
Art Stützfunktion. Damit haben wir keine Probleme mit geschlossenem Auftreten oder 
mit Räumen. Deshalb können wir es uns leisten, unabhängig zu bleiben und legen 
natürlich auch Wert darauf. Wir wollen einfach beweisen, dass anarchistische Struktu- 
ren funktionieren und das lassen wir uns auch etwas kosten. Wir wollen in einem 
Staat, wie autoritär er auch immer sei (und das war er und wird er wohl auvch wieder 
werden) unser Ding machen und uns nicht vom Staat hineinfunken lassen. So wie in 
Tschernyschewskis Roman "Was tun", den ich für ein anarchistisches Buch halte. Dort 


versuchen Leute innerhalb des Zarenreiches unabhängige Strukturen aufzubauen und . 


schaffen das auch." 

Neben Wolfspelz gibt es in Dresden noch zwei andere autonome Gruppen. Die 
Gruppe Pax ist vor zwei Jahren im Zuge der Kämpfe gegen das Reinstsiliziumwerk in 
Gittersee entstanden. Pax und Wolfspelz arbeiten jetzt zusammen. Ebenfalls eine feste 
Gruppe mit anarchistischen Anschauungen ist Schlagloch. 

Ganz aus der Menschenrechtsproblematik ist Wolfspelz MOrIaveR nicht ausgestiegen. 
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Johanna ist bei in der Berliner Führung von Amnesty International engagiert: "Die 

Struktur ist ja zum Kotzen. Aber Amnesty rettet jedes Jahr 300 Menschen vor dem 

Tod. Und da kann ich das erst einmal mitmachen.” Auch dort profilieren sich jetzt 

eine Reihe von machtgierigen Kon junkturrittern. Johanna steht vor der Entscheidung, 

ob sie ihrem Widerwillen nachgibt und ihnen das Feld überlässt oder dagegen 
pfer.l. 


Presseerklärung einiger Ostberliner Cafes 
Am Dienstag, den 15.5.90 trafen sich einige der Ostberliner Cafes zu einem ersten 
gemeinsamen Treffen, um sich über Themen von gegenseitigem Interesse 
auseinanderzusetzen. Diese waren unter anderem: 

Reaktionen auf Angriffe von Rechts 
Vermeidung der Kriminalisierung der Cafes 
Probleme mit einer bestimmten Art von Gästen und 
Verständigung über Preispolitik 

Zu Letzterem möchten die Cafes hiermit Stellung beziehen. Die Eröffnung 
eines Szene-Cafes spiegelt zuallererst einen Versuch dar. Einen Versuch, zwischen 
den entgegengesetzten Kräften von Geschäft und Idealismus zu vermitteln. Jener ist 
es, der den Begriff des Szene-Cafes erst mit Inhalt füllt. Idealismus bildet sich jeder 
selber, er ist subjektiv, d.h. jede/r kann ihn an sich selbst erfahren. Im Gegensatz dazu 
haben die wenigsten sich bisher den Problemen stellen müssen, die Geschäftsführung 

Das bedeutet, dass vor der Forderung nach niedrigeren Preisen die überlegung 
stehen sollte, welche Kosten zu decken sind und welche nicht. 

Die Preisgestaltung eines Cafes kann nur angegriffen werden, wenn der Umsatz 
im Missverhältnis zu den Kosten steht. Es bleibt jeder/m einzelnen überlassen, sich 
diese Meinung zu bilden. Konsequenz in diesem Fall wäre jedoch die Meidung der 

Windrichtung und nicht ihre Inanspruchnahme. 

Es ist jedem Cafe vorbehalten, wieweit es bis zu seinen eigenen Grenzen bereit 
ist, sich über die Preise zu verständigen, die Gestaltung offenzulegen. 


Kommentar: Alternativer Kapitalismus? 

In letzter Zeit mehrt sich Unmut über einige Erscheinungsformen innerhalb der Haus- 

und ObjektbesetzerInnenbewegung in Ost- Berlin (und ebenso zumindestens auch in 

Dresden). Es geht um Geld. Genauer darum, dass ein kleiner Teil den Anderen, "das 

Geld aus den Taschen zieht." 

Besetzungen sollten nicht nur Wohnraum, Lebensraum vor Abriss, Verfall und 
schützen, sondern sie sind Ausdruck von autonomen, selbstverwalteten 

Lebens. Und dazu gehören auch Kommunikationsräume, Kneipen, Cafes. 

Aber, immer mehr scheint es, dass es den BetreiberInnen von einigen Cafes, Kneipen 

um etwas völlig anderes geht. 

Szene bleibt Szene, aus! Dies geht aber an der Realität vorbei. Denn es gab und gibt 

nicht rei eine Szene. Der Polkliche Teil ist der kleinste. Es klingt platt, ist aber doch 

hr. fehlende 18 bri SE in : 

in Ergoinis: Cie knbaeitlen fa m 7 DE fe 

Auf der einen Seite PDS- Fähnchen, Bündnis 90- Aufkleber bis "Heroin-Dealer- 

Raus"- Plakate am Tresen und auf der anderen Seite Flaschenbier (im Laden -,61 M) 

für 1,50 bis 2,00 M (Camera Kino), Käse- Toast für 3,00M .... 

Es kristalisiert sich genauer heraus, welches Cafe für die Leute da sein will, oder wo 

vielmehr die Leute für die Geldkasette der Cafes da sind. Und wo bei drohenden 
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Faschisten-Aktionen freundlich weiter Alk ausgeschenkt wird. Ohne Kommentar! 
Natürlich ist diese Entwicklung nichts DDR-orginelles. Im Kapitalismus wird eben, 
dort wo ein Engpass ist, entsprechend mehr Geld verlangt. Marktwirtschaft purl 

Schon vor Monaten und Jahren zeigte sich wer politisch und solidarisch war und wer 
nicht. 

Schon damals war es zum Kotzen, wenn z.B. ein sogenannter oppositioneller Fotograf 
Hauswald 100,00 M Miete pro Abend für "seinen" Video-Rekorder von politischen 
Gruppen nahm.Oder einige Musikanlagen-Vermieter ihre Hand bei Soli-Konzerten 
aufhielten. Dr | 

Angewiesen auf die Deli-Cafes ist mensch solange, bis andere Räume geschaffen 
werden. Ansätze gibt es ja, z.B. in der ollen KvU halten sich die Preise auch konstant. 
Verständlich wäre es, wenn die Cafes West-Touris (auch Szenetouris) ausnehmen und 
das erbeutete Geld an selbstverwaltete Projekte, für die Antifa--Kasse oder an 
"Waffen für El Salvador" geben würden... . 

Aus radikalen Besetzerinnen-Bewegungen Westeuropas aind Entwicklungen bekannt, 


die für uns nachvollziehbar sind und die Aspekte der dargestellten Probleme im 


gesamtgesellschaftlichen Kontext setzen, wie in Halim 1975. 

Die Bewegung "Autonomia.creativa" z.B. propagierte die Politik der unmittelbaren 
Wiederansignung des eigenen Lebens. In der Praxis wurden Supermärkte geplündert, 
Jugendclubs als kollektive Treffpunkte besetzt, die Zerstörung der eigenen sozialen 
Struktur durch Heroinkonsum bekämpft, indem Heroindealer überfallen und 
verprügelt wurden, sie verschafften sich kostenlos Eintritt zu Musikveranstaltungen, 
fahren schwarz und überrannten das Kinoeinlasspersonal. 

Aber auch in Ost- Berlin gilt, dass es einen Teil der BesetzerInnenszene darauf 
ankommt, ihr Leben anders zu organisieren, nicht aber gegen das CDU - SPD 
regierende System und das zu befürchtende Grossdeutschland zu "kämpfen". Sie 
richten sich in ihren Nischen ein, wie schon in der Honecker- Ara und kriegen den 
Arsch nur hoch, wenn sie direkt bedroht werden. 

Die Formen von Selbstorganisation sollten zum Selbstverständnis und zum politischen 
Ziel erklärt werden. 

"Freiräume" sind nicht das Ziel, sondem Ausgangspunkte im "Kampf". 

"Ereiräume, Häuser, Cafes erobem, absichern - das ist klassischer Reformismus! Das 
bringt kein System ins Wanken, auch keins, das erst Wochen alt ist. 

Der Staat, die Räte der Stadtbezirke, KWV s werden sehr flexibel darauf reagieren: 
"Freiräume"können integriert, Widerstand kanalisiert werden, Ghettos ohne 
Sprengkraft - Spielwiesen! d.t. 


Ein Gegenkommentar: 
Selbstbestimmtes Wirtschaften 
muss erst gelernt werden 


Als einer, der seit Jahren die Versuche zu neue bestimmten Kommunikationszentren 
in Ostberlin und anderswo erlebt und zum Teil mitgemacht hat, finde ich den obigen 
Beitrag undifferenziert und dogmatisch. Nichts gegen die Aktionen der "Autonomia 
creativa", aber der andere und weit schwierigere Versuch scheint mit doch der zu sein, 
in einer hierarchischen und kapitalistischen Gesellschaft selbstbestimmte Projekte 
aufzubauen. Und eben das ist nach allen Erfahrungen keine ganz einfache Sache, wie 
sich gerade bei den Kneipen zeigt. Das liegt zunlichst, wie mir scheint, am Publikum: 
Die "Szene" in Berlin und anderswo besteht gar nicht überwiegend aus politisch 
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aktiven Leuten, sondern meistens aus irgendwie kleidungsmässig oder kulturell, oder 
sonstwie vom Gefühl her oppositionellen Menschen. Die meisten suchen sich in der 
Szene eine Nische, in der sie besser als in der übrigen Gesellschaft überleben können. 
Der Ausbruch aus der Gesellschaft hat in den meisten Fällen nur zu einem Kult der 
eigenen Persönlichkeit, zum Egozentrismus gereicht. Dass Freiheit und 
Verantwortung zusammenhängen, dass Verzicht auf persönliche Vorteile zugunsten 
von Solidarität am Ende mehr persönliche Freiheit in einer Solidargemeinschaft bringt 
- das haben sie nicht begriffen und werden sie in den meisten Fällen auch auf Dauer 
nicht begreifen. 

Szene-Cafes wurden und werden von diesen Leuten nicht wegen irgendwelcher 
politischer Inhalte oder aus Solidaritätsgefühl besucht, sondern wegen der grösseren 
Freiräume, die dort zu finden sind. Entsprechend benehmen sie sich auch. Sie 
zerschlagen Stühle, Tische und Geschirr oder nehmen mit, was nicht niet- und 
nagelfest ist. Die Betreiber der Cafes, die mit eben diesem Publikum konfrontiert sind, 
reagieren entsprechend. Entweder gibt die Cafe-Gruppe nach kurzer Zeit auf oder sie 
versucht, den unangenehmen Teil des Publikums loszuwerden, beispielsweise über 
Stop des Bierverkaufs, wie das bei Kirche von Unten wiederholt geschehen ist. Damit 
ist aber die Zahl derjenigen, die Stammgäste werden, eng begrenzt und eine 
Bezahlung von Mitarbeitern fällt aus. Das begrenzt natürlich wieder das 
Durchhaltevermögen. Andere - und das sind die meisten der Szene-Cafes - versuchen 
den auf Dauer erlahmenden Idealismus durch entsprechende Bezahlung der 
Mitarbeiter auszugleichen und geben das und das zerachlagene Inventar tiber die 
Preise an das Publikum weiter. 

‚Hinzu kommen die Schwierigkeiten der Organisation von selbstbestimmter 
Arbeit in den Cafes und nicht nur dort. Wenn niemand Chef ist und niemand 
herumkommandiert, glauben die meisten Mitarbeiter, jetzt brauchen sie nur das 
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machen, wozu sie gerade Lust haben. Demzufolge erscheint auf Dauer manchmal gar 
niemand, meistens sehr viel später, die Kasse stimmt nicht, das Publikum wird 
nachlässig und unfreundlich behandelt, etc.. Wo die neue Art von Selbstbestimmung 
und Selbstdisziplin, zumal unter Bedingungen verschärften wirtschaftlichen Drucks 
von kommerziellen Unternehmen, nicht schnell gelernt wird, geht das Cafe schnell 
den Bach herunter. Die meisten Szene-Cafes in Berlin und Dresden haben den anderen 
Ausweg gewählt: Es gibt wieder Bosse und harte hierarchische Strukturen. 
Kein Zweifel, die jetzt in Berlin und anderswo entstandenen Szene-Cafes sind in 
vielen Fällen nicht unsere Cafes - keine Begegnungsstätten einer beginnenden 
solidarischen Gesellschaft. Aber wer darüber meckert, müsste nachdenken, wie es aus 
den Fehlern zu lernen wäre und solche Cafes besser und anders gemacht werden 
können. Gesucht wird eine Form von nichthierarchischen selbstverwalteten 
Strukturen, die auf Dauer durchhaltbar, zum Beispiel auch wirtschaftlich selbsttragend 
ist, ein solidarisches Publikum bevorzugt, das andere aber auch nicht ausgrenzt und 
- vielleicht auch noch ein Stück Sozialisation leistet. Kein Zweifel, dass solche Projkte 
in kapitalistischer Umgebung nur sehr schwer aufzubauen sind. Aber am Gelingen 
einer solchen alternativen Wirtschaftsstruktur wenigstens im Kleinen hängt zum 
grossen Teil unsere Existenzberechtigung als Basisbewegung. { 

rl. 


Gehören die besetzten Häuser denen, 


die darin wohnen? 
Ostberliner BesetzerInnen im Kampf um Verträge und 
Legalisierung | 


"Alle Verträge oder keiner!", "Wir lassen uns nicht spalten!”. Das sie immer wieder 
bekundeten und vertretenen Kernpunkte der im BesetzerInnenrat 
' zusammengeschlossenen Häuser von Prenzlauer Berg, Mitte und Friedrichshain. 
Grosse Worte, aber schwer zu realisieren. Vor allem deshalb, weil die alte und neue 
Bürokratie blockiert, Verhandlungen verschleppt und veranwortliche 
Bürokratenseelen nur schwer an den Verhandlungstisch zu bekommen sind. In den 
Räten grassierte über Wochen die 
nicht-zuständig-Kur-Urlaub-Krankheit-Terminschwierigkeiten-Epedemie. 

Dabei fing alles verheissungsvoll an. Damals im Herbst ging es durch alle 
Medien: "Schönhauser Allee 20/21 - das erste besetzte Haus in Berlin." Transparente, 
rot-schwarze Fahnen, Losungen an der Fasaade, Grosse Versprechungen der Räte, 
Erklärungen, Zugeständnisse in die laufenden Kameras geplappert. 

Was folgte, war eine Kettenreaktion. Immer mehr Häuser wurden besetzt. 
Dabei waren auch Westberliner. Von 70 Häusern ist die Rede. Besetzen war einfach, 
Verhandeln schwierig. Die BesetzerInnen liefen sich über Wochen und Monate die 
Hacken ab, von Pontius zu Pilatus und wieder zurück. Alle mit mehr oder weniger den 
gleichen Ergebnissen: "Wir sind nicht zuständig", "Wenden Sie sich an den Rat”, 
"Kommen Sie morgen oder nächste Woche wieder", "Mit Ihnen verhandeln wir nicht", 
trallala, etc.. 

Da klar war, dass es die einzelnen Häuser aus eigener Kraft nicht schaffen, 
bildete sich bereits im Januar der Ostberliner BesetzerInnenrat. Nach anfänglichen 
Schwierigkeiten und Verständigungsproblemen ist seit kurzem der BesetzerInnenrat 
aktionsfähig. Mann/frau beschloss, koordiniert über den BesetzerInnenrat, der 
Bürokratenclique auf den Leib zu rcken. Zusammen mit der Vereinigten Linken 
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gnlahglon Gharkin Rn Tisch Bextin, een einen gemeinsamen Verhandlungstermin im 
Roten Rathaus mit Magistrat, Polizei, Räten und KWVen der Stadtbezirke zu 
erwirken. 


Am 25. April um 17.00 Uhr fanden sich dann auch HausbesetzerInnen, 
Vereinigte Linke, Poleizeichefs der Stadtbezirke und Bürokraten der Stadt und der 
Stadtbezirke ein. Jedoch was da an Bürostrategen herumsass! Vertreter von Vertretern, 
Personen ohne jede Kompetenz. Die Herrschaften des Rates des Stadtbezirks und der 
KWV Prenzlauer Berg waren gar nicht erst erschienen. Die KWV-Stellvertreter von 
Mitte und Friedrichshain bekundeten Verhandlungs- und Vertragsbereitschaft. Nur 
Häuser, die bereits auf dem rn Are 1990 ständen, könnten keinesfalls mit 
Verträgen rechnen. Man wlirde dort in jedem Fall eine "Entsetzung” vornehmen. Ulf 
Heitmann, Mitarbeiter einer Rechtsanwaltsfirma, die hauptschlich Hausbesetzer und 


Bürgerinitiativen vertritt, machte klar, dass bereits Konzepte für Sicherungsverträge 


die man beim nächsten Mal vorlegen würde. 

Beim nächsten Termin konnten dann wegen der Kurzfristigkeit des Termins 
und zu ihrem unsäglichen Bedauern wieder mal der Rat und die KWV Prenzlauer 
Berg und dazu noch die von Mitte nicht teilnehmen. Das Sicherungskonzept wurde 
besprochen und an verschiedenen Stellen verändert. Nochmals betonte der 
KWV-Mensch von Friedrichshain, dass es in seinem Stadtbezirk keine Verträge an 
Häuser des Bebauungsplanes 1990 geben wird. Und er machte es diesmal namentlich 
fest: Mainzer Strasse und Kreutziger Strasse. Das war klar, da hat das Westkapital 
bereits seine Spekulantenfinger drin (siehe "telegraph" Nr. 5 und 6). Natürlich 
dementierte er, darauf angesprochen. Ansonsten wurde beschlossen, den erlauchten 
Bürokraten bis nächsten Mal das Konzept des Sicherungsvertrages zukommen zu 
lassen, woraufhin der Kollege Friedrichshain einen gemeinsamen Vertragsabschluss 
ablehnte. Unangenehm fiel auf, dass die Vertreterin der Vereinigten Linken dem 


BesetzerInnenrat riet, keine Neubesestzungen zuzulassen bzw. Neubesetzer zum _ 


Verlassen der Häuser zu veranlassen, da sonst die Verhandlungen erschwert würden. 
Ansonsten verlief das Treffen mit allgemeinem Gelaber und ohne wesentliche 
Ergebnisse, Als sich alle am 9. Mai wiedertrafen, war zum ersten Mal Rat und KWV 
des Stadtbezirks Prenzlauer Berg vertreten, was dadurch ausgeglichen dass die 
Epedemie auf Friedrichshain übergegriffen hatte. Auch diesmal war an 
Vertragsabschlüsse nicht zu denken. Die Füllfederhalter von Prenzlauer Berg und 
Mitte taten völlig inkompetent und unwissend hinsichtlich eines 
Sicherungsvertrags-Konzeptes, das sie erst am Vortag erhalten hätten und daher 
‚keinerlei Aussage treffen könnten. Dafür kamen Drohungen: In der Adebertstrasse, 
wurde behauptet, hätten die Anwohner Angst, weil das besetzte Haus (nämlich gegen 
die Nazis) verbarrikadiert und gesichert wurde. So etwas dürfe nicht passieren. Der 
Vertreter von Prenzlauer Berg, Ribuschatis, zuständig für Rekonstruktion und 
Instandsetzung meinte, es gebe in Rai und KWV Stimmen, den Besetzern im 
Prenzlauer Berg keine Verträge zu geben, ehestens könne man sich auf ein 
Duldungsverhältnis für einzelne Häuser einlassen, das müsse aber erstmal beraten 
werden. Im übrigen würde für das Haus in der Schliemannstr. 39 nicht die 
‚ sondern ein gewisser Herr Schönitz mit seinem Verein den Vertrag 
erhalten. Wie sich dann herausstellte will Schönitz im Erdgeschoss des Hauses ein 
Fitnis-Center und einen Massagesalon und in den oberen Räumen Wohnräume 
einrichten (Nachtigall, ick hör dir trappsen!). Schwierigkeiten bereitete selbst die 
Findung eines neuen Termins. Ein Besetzer, der hinter Ribuschatis stand, wies darauf 
hin, dass dessen Terminkalender völlig leer sei, was dieser mit kaltem Grinsen 
kommentierte und bei einem "eventuell" blieb. 
Dies alles reichte dann den BesetzerInnen. Einen Tag später wurde gemeinsam 
besetzt. Und zwar der Rat des Stadtbezirks Prenzlauer Berg, Abteilung 
Wohnungspolitik. Daun gelang es immerhin den Stadtbezirkabürgermeister und den 
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Selbstaussage zur Lage in der Kastanienalle 85/86 
wir sind 40 leute aus ost-, teilweise auch aus westberlin und haben seit Januar 90 die 
häuser der kastanienallee 85/86 besetzt. Seit drei monaten befinden wir uns in 
ständiger verhandlung mit dem rat des stadtbezirks, der projektkommoission, dem 
‚J sprecherrat und der kwv. Nachdem sich anfangs weder beim rat des stadtbezirks noch 
bei der kwv.irgend jemand zuständig bzw. verantwortlich fühlte und wir ständig 
übergangen wurden, fanden wir am 17.4. vom sprecherrat unterstützung und konnten 
unser konzept einreichen, aber die kwv prenzlauer berg ignorierte uns bis ende mai 
und erschien auch zu keiner plenarsitzung im roten rathaus, wo tiber die besetzten 
häuser verhandelt wurde. Aber wir lassen es nicht zu, daß die kwv über unsere köpfe 
hinweg über unser haus entscheidet. Wir sehen mit dieser besetzung die möglichkeit, 
ein selbstbestimmtes wohn- und lebensprojekt zu schaffen, in dem wir unsere 
vorstellungen autonom verwirklichen wollen. Dagegen sträubt sich die kwv massiv. 
Sie will ihre monopolstellung zu profitzwecken ausnutzen und stellt unannehmbare 
gen. Wir haben andere vorstellungen: schaffen von bezahlbarem 

einrichtung von übungsräumen, hof- und fassadenbegrünung, ökologische 
energienutzung und die erhaltung des Rat Pubs und des infocafes als für 
politisch-kulturelle veranstaltungen. Eine druckerei, werkstatt und ein plattenladen 
sollen auch noch hinzukommen. 
Wir müssen uns mehr solidarisren, engagieren und zusammen handeln, sonst handelt 
das kapital. 
Informationen gibts jede menge in unserem info-cafe (werktags 17-21 uhr) 
Packts an, bevor sie Euch packen! 

Die besetzerInnen der Kastanienalle 85/86 


Stellvertrendenden Chef der KWV und Bauchef, einen gewissen Herrn Schejock 
herbeizurufen (letzterer aus Schweinereien der vergangenen Jahre gut bekannt). 
Schejock führte die Verhandiungen und leitete mit einer Drohung ein: "Ich muss Sie 
rein formal darauf aufmerksam machen, dass Sie mit Ihrer Besetzung eine 
Unregelmässigkeit begehen und zwar in Form eines Hausfriedensbruches." Weiter 
führte er aus, dass der Behörde das Problem bewusst sei, dass man aber derzeit 
mangels Geld nichts machen könne. Aber man sei bemüht und war sowieso immer 
bemüht und und und. Die Stadtbezirksbürokraten notierten noch einmal alle Häuser 
und sicherten überprüfung und ein K für die nächste Verhandlungsrunde zu. 
Probleme gebe es mit der Schliemannstr. 39 (Fall Schönitz), der Prenzlauer Allee 203 
(nicht genehmigte Baumassnahmen) und der Lottumstrasse 26 mit Brandanschlägen 
auf das Haus und daraus folgenden Anzeigen gegen die BesetzerInnen (??7). 

In den nächsten Tag brachten dann die BesetzerInnen die Räte der Stadtbezirke 
Friedrichshain und Mitte mit Besetzungen auf Trab. 

Die nächste Verhandlungsrunde fand nicht im Roten Rathaus, sondern im Haus 
der Demokratie statt, weil die Herren der Räte das Gerücht erreicht hatte, dass die 
Besetzerin im Falle mangelhaften Beratungstempos eine Besetzung des Roten 
Rathauses planten. Es war diesmal eine erstaunlich vollzählige Versammlung. Nur die 
Herrschaften aus Friedrichshain waren scheinbar wieder alle krank. Der neu 
‚hinzugegkommene "Mittler", ein Stadtrat für Wohnungspolitik, erläuterte das 
Konzept: Duldungavertrag, Sicherungsvertrag, Muster-Nutzungsvertrag. Alle 
bekämen mindestens einen Duldungsvertrag. Dieser für Häuser, die für 
Baumassnahmen vorgesehen sind, oder wie Herr Scheock etwas später Nusserts, zur 

"planmässigen Instandsetzung". Verträge würden jedoch nur mit "juristischen 
Personen" unterzeichnet, also Vereinen, angemeldeten Vereinen, 
etc.. Für Häuser, die noch keine dieser Organisationen gegründet hätten,wurde eine 
einseitige Erklärung zur vorübergehenden "Duldung” an . Anschliessend wurde 
erläutert, wer für welchen Vertrag vorgesehen ist und Termine für 
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Einzelverhandlungen abgeklärt. Im Fall Schönitz wurde ein Klärungstermin mit allen 
betroffenen Parteien vereinbart. Für Friedrichshain wurde ein neuer Termin zwischen 
Bezirksbürokraten und BesetzerInnen vereinbart, dessen Realisierung "Mittler" 

Die ersten Einzelverhandlungen sind nun bereits angelaufen, werden jedoch erst 
Anfang/Mitte Juni abgeschlossen sein. Das Ergebnis ist abzuwarten. Die 
BesetzerInnen j alls bleiben dabei: "Verträge für alle.” Duldun werden 
abgelehnt, da es sich hierbei sowieso nur um Verschleppungsmanöver handle. Ob die 

Bürokratenclicque mitspielt, bleibt abzuwarten. d.w. 


Marco Rettinger ist tot! | 
Am 19.5.90 fiel er einem Motorradunfall in der Berliner Schönhauser Allee, Höhe 
Jdischer Friedhof zum Opfer. Marco Rettinger wurde am 30.5. auf dem Friedhof 


Kurt-Fischer-Strae (Pankow) beigesetzt. Die BesetzerInnen des Hauses Schönhauser 
Allee 20/21 rufen alle, die sich angesprochen fühlen, auf, Blumen an die Unfallstelle 
zu legen. Dort ist eine kleine Gedenksttte eingerichtet. 


Ermordeter politischer Gefangener in Spanien 


Seit dem 30. November 1989 sind politische Gefangene aus den bewaffneten linken 
Gruppen GRAPO und PCE (r) in Spanien im Hungerstreik. Die Hauptforderungen 
sind ihre Zusammenlegung, bessere Haftbedingungen, Behandlung nach der Genfer 
Menschenrechtakonvention, namentlich die Abschaffung der Folter. Die Gef: 
werden zwangsernährt und befinden sich in Isolationshaft. Die über 40 im 
Hungerstreik stehenden Gefangenen befinden sich in Lebensgefahr, viele sind 
erblindet oder haben andere irreversible Gesundheitsschäden. Die spanische 
Regierung lehnt Verhandlungen mit den Gefangenen ab und trägt damit die volle 
Verantwortung für das Leben der Gefangenen. Der erste Gefangene ist am Mittwoch, 
den 16.5. nach zwei Herzstillständen infolge der harten Haltung der spanischen Regie- 
rung ums nr gekommen worden. Offiziell wurde sein Tod am 25.3. 


Be Brsele\ neehang Filet sn Berti fäglich om 18 Uhr eine Mahnwache auf 
dem Breitscheid-Platz statt. 


Anarchosyndikalist in der SU ermordet 


Am 5. Mai 1990 ist Pjotr Sıuda, 53 Jahre als, in Novotscherkassk (West-Sibirien) 
erschlagen worden. Veteran der oppositionellen Arbeiterbewegung und seit ihrer 
Gründung Mitglied der anarcho-syndikalistischen KAS (Föderation der 
Anarcho-Syndikalisten), kämpfte Siuda dafür, dass die Verantwortlichen des 
Massakers beim Streik 1962 in Novotscherkassk verurteilt würden. Wenige Tage vor 
seinem Tod hatte er der Presse mitgeteilt, dass ein Dokument existiert, was beweist, 
dass der KGB den Befehl gab, auf die Menge zu schiessen. 

Zum Protest gegen diesen Mord fand am Sonntag, den 27. Mai eine Kungebung 
vor der Sowjetischen Botschaft in Ostberlin statt. 
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Westberliner Polizei prügelt Behinderte 


DDR-Bürger, die es wissen wollten, konnten sich mittlerweile von der steten 
Einsatzbereitschft und Schlagkraft der Westberliner Polizei überzeugen. Bisherige 
Massstäbe wurden aber für unser Gefühl noch einmal gebrochen, als am 17. Mai 
gegen 11.30 Uhr vor der Kaiser-Wilhelm-Gedächtniskirche eine 
Behindertendemonstration zusammengeknüppelt wurde. Unserer Beobachtung nach 
berichtete niemand darüber. Deshalb holen wir das nach. 

Die Demonstranten vom Forum der Krüppel- und Behinderteninitiativen, ca. 
100 Rollstuhlfahrer, Spastiker, Blinde und Gehbehinderte mit ihren Begleitpersonen, 
forderten, dass die Verkehrsmittel Westberlins für alle Mobilitätsbehinderten 
zugänglich gemacht werden. Das hatte der Verband öffentlicher Verkehramittel (VöV) 
bereits letztes Jahr zugesichert, jedoch nicht verwirklicht. 

Als der Demozug die Tauenziehnstrasse überqueren wollte, wurde er von 7 
Einsatzwagen der Westberliner Polizei gestoppt. Gewaltsam zerrten die West-Bullen 
unter Anleitung ihres Einsatzleiters mehrere Behinderte, darunter auch Rollstuhlfahrer 
und Blinde sowie deren Begleitpersonen zwecks Zuführung in die Einsatzwagen. Die 
Restlichen versuchten, die Bullenautos zu stoppen, wobei es zu neuer Handgreif- 
lichkeiten kam und mehrere Rollstuhlfahrer aus ihren Stühlen gezogen wurden, 
Gehbehinderte zu Boden gingen und Blinde ohne ihren Führer dastanden. 

Wie sagte doch gleich Herr Diestel: "Ich werde die Volkspolizei der westlichen 
ereie ar Da ham wir ja noch was vor uns! 

;k.,r 


Erklärung der Ausländerbeauftragen des Berliner Runden Tisches: 
Asylantrag in der BRD kann Abschiebung 
ins Heimatland bedeuten 


Seit der Öffnung der Grenzen zwischen der DDR und der BRD haben viele 
AusländerInnen, die in der DDR auf der Grundlage von Regierungsabkommen 
gearbeitet haben, die DDR verlassen und in Westberlin oder in der BRD einen 
Asylantrag gestellt. 

Von einem in der Ausländerarbeit engagierten Rechtsanwalt aus Westberlin haben wir 
erfahren, was das für AusländerInnen, die aus der DDR kommen, bedeutet: 

1. Der Asylantrag kann gestellt werden. 

2. Die Asylsuchenden werden aufgrund von Quotenregelungen auf die Bundesländer 
verteilt und dort in verschiedenen Städten und Gemeinden untergebracht. 

Sie unterliegen einer Aufenthaltsbeschränkung auf diese Stadt oder Gemeinde, d.h. 
diese dürfen nicht verlassen werden. 

3. Während des Asylverfahrens bis zu einer Dauer von 5 Jahren erhalten die 
Asylsuchenden keine Arbeitserlaubnis. Sie erhalten Sozialhilfe, teilweise in Form von 
Sachleistungen. Es besteht der Zwang, in Sammelunterküinften zu leben. 

4. Das Asylverfahren endet für diesen Personenkreis in der Regel mit einer 
Ablehnung, da die Betroffenen aus der DDR kamen und dort als angeworbene 
ausländische Arbeitskräfte verfolgt waren. 

5. Abgelehnte Asylsuchende werden aufgefordert, die BRD zu verlassen. Ihnen droht 
die Abschiebung in ihre Heimatländer. 

6. Die Rückkehr in die DDR ist sehr schwer, da die Heimatregierungen die 
‘ Asylantragsteller als unerwünschte Personen betrachten, die nicht mehr unter die 
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Vereinbarungen der Regierungsabkommen mit der DDR fallen. 

Wir bitten jeden ausländischen Mitbürger, einen solchen Schritt und die damit 
verbundenen Konsequenzen sehr genau zu durchdenken. Bitte wenden Sie sich an uns, 
wenn es im Zusammenhang mit Ihrem Aufenthalt oder Ihrer Beschäftigung hier in der 
DDR Probleme und Fragen gibt. 

Ihre Almuth Berger 


 „Ausläinderbeauftragte 


_ Menschenrecht auf freie Wahl des Wohnsitzes 


an der DDR-Grenze mit Füssen getreten 


Während für die Bevölkerung der DDR mittlerweile ganz Europa ohne Visum 
bereisbar ist, wird das gleiche Recht auf Freizügigkeit mittlerweile den Menschen 
anderer Länder gesperrt. In den letzten Tagen werden auf Innenminister Diestels 
Befehl pro Tag hunderte Flüchtlinge aus der Türkei, Rumänien, Bulgarien und Sintis 
PrRS Pabnaiaa I der (iöpmzane BT Schaut Dann Bon Zn De ee 
die CSSR abgeschoben. Sie brauchen unsere Soli Wir müssen uns schnell etwas 
einfallen lassen, wie wir den Flüchtlingen bei der freien Wahl ihres Wohn- und 
Lebensraumes praktisch helfen können. d.t. 


‘ 


Juristische Blackout 


Die DDR-Justiz versucht sich derzeit auf alle mögliche Weise aus der Verantwortung 

für vergangene Untaten zu stehlen, um sich an künftigen Untaten beteiligen zu 

. können. Ein interessantes Beispiel ist das Urteil gegen Andreas Kalk, der sich im 

Januar 1988 an der eigenständigen Rosa-Luxemburg-Demonstration beteiligte und 

nach zweiwöchiger Untersuchungshaft wegen "Zusammenrotten" ein Jahr mit 

Bewährung erhielt. Die "Milde" des Urteils ist nur auf die damalige DDR-weite 
des Jahres schrieb Andreas Kalk nun an die DDR-Justiz und erkundigte 

sich, wie das Urteil der damaligen Zeit im Lichte der Gewendeten zu betrachten sei. 

Nach einer langen Bedenkpause antwortete die Generalstaatsanwaltschaft der DDR 

mit folgenden klassischen Worten: 

"Werter Herr Kalk! i 

Auf ihr Schreiben vom 21.3.90 wird mitgeteilt, dass für sie im Strafregister keine 

Massnahmen strafrechtlicher Verantwortlichkeit registriert sind. 

Somit gelten sie als nicht bestraft. 

. Neumeister, Staatsanwalt" 
Irgendwie mtissen wir das Ganze damals wohl geträumt haben. r.. 


‘ Sklavenhändler beim Fressen gestört 


Ein GROSSES SKLAVENHANDLER FRESSEN kündigte ein Flugblatt für den 17. 
Mai um 18.30 im Grand-Hotel Ostberlin an. Gegen die so bezeichneten Vertreter von 
"Zeitarbeitsfirmen", die in Westberlin einen Kongress abhielten (dem DDR -Leser aus 
Wallraffs "Ganz unten" bekannt) wurde zu einer Demonstration aufgefordert. 

50 Frauen und Männer, hauptsächlich aus der autonomen Bewegung 
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blockierten vor Beginn des Mahls den Haupteingang des Hotels. Sowohl das 
Hotelpersonal als auch die wenigen in der Gegend umherlaufenden Volks-Polizisten 
waren überrascht. Schnell wurde Verstärkung angefordert. Zwei 
Sicherheits-Angestellte des Hotels begannen von einem geschützten Platz aus mit den 
Dreharbeiten im Auftrage des Verfassungs-Staasi-Schutzes. Ein Streifenwagen nach 
dem anderen traf ein. Und bald auch der erste überfallwagen. Trotzdem herrschte ganz 
offensichtlich Ratlosigkeit. Weder Volks-Polizei noch Hotelpersonal wusste, was 
geschah: Wer waren diese Krakeeler und vor allem, was wollten sie, was überhaupt 
war hier los? Auch die Autonomen wussten nicht so recht weiter, sie standen im 
Eingang des Hotels und kamen nicht voran. Ein grosses Transparent wurde entrollt, 
Passanten im Gespräch und mit Flugblättern aufgeklärt. Auch aus den Fenstern der 
Vereinigten Linken im gegenüber gelegenen Haus der Demokratie hingen zwei 
entsprechende Transparente. Presse und Radio waren vertreten, berichteten aber in den 
nächsten Tagen kaum über die Aktion. Schliesslich begann man auch den netten 
Volks-Polizisten zu erklären, wen sie hier eigentlich schützen. Manche zeigten sogar 
Verständnis: Wir haben ja nichts dagegen, dass ihr protestiert, aber bitteschön in der 
entsprechenden Form ... Bald war es auch damit vorbei, denn die Volks-Polizei hatte 
sich vermehrt und bestand inzwischen aus 50 ehemaligen Genossen, die mit Helm, 
Schild und Knüppel bewaffnet waren. Ein Teil von ihnen hatte im Inneren des Hotels 
Stellung bezogen und schlug in einem plötzlichen Angriff den Eingang frei. Von da an 
begann ein Katz-und-Maus-Spiel. Die Autonomen, die inzwischen etwas zahlreicher 
waren und übrigens zum grösseren Teil aus Westberlin kamen, begrlüssten lautstark 
ankommende Sklavenhändler, denen man ihr Handwerk ansah. Meist wurden die 
Busse mit den Gästen von den Volkspolizisten ziemlich ungeschickt an den nächsten 
Hoteleingang gelotst. Also eilen alle Protestierer dorthin und empfingen die society. 
Dabei konnte es schon passieren, dass die eine oder andere Abend-Garderobe mit 
Blumenerde verziert wurde. Die Volks-Polizisten griffen dann wieder zum Knüppel. 
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Schliesslich rannte alles zum nächsten Bingang, wo sich wieder ein paar 
Sklavenhändler ins Hotel schleichen wollten, und alles begann von vorn. Irgendwann 
nach eineinhalb Stunden war die Aktion beendet und die Demonstranten zogen 
autonom ab. | - 

Obwohl die Volks-Polizei eingriff, muss gesagt werden, dass ihr Einsatz 
(noch) nicht vergleichbar ist mit dem Vorgehen der Westberliner Polizei. Die 
Volks-Polizei verteidigte das Kapital (noch) nicht so energisch, weil sie 
wahrscheinlich nicht ganz verstanden hat, wer die neuen HERREN sind. Jedenfalls 
gibt es (noch) keine so starke Identifikation mit dem Kapital, das hier im Gesicht des 
Sklavenhändlerz so eindeutig zu erkennen war. Deshalb lässt sich auch leicht 
beschreiben, wer da eigentlich vom 16. bis 18. Mai einen internationalen Kongress in 
Westberlin abhielt: . 

Sklavenhändler betreiben Firmen, die Zeitarbeit vermitteln, das heisst, sie 
stellen Arbeitskräfte ein und verleihen diese zeitweise an Betriebe. Möglicherweise 
arbeitet man also eine Woche dort, drei Tage hier und zehn Tage am nächsten Ort. Für 
die Unternehmer, die sich Arbeitakräfte ausleihen, erhöht sich die Effizienz, denn sie 
brauchen ArbeiterInnen nicht fest einzustellen, sondern nur entsprechend der 
Auftragslage. Ausserdem sparen sie alle möglichen Sozialkosten. Für den 
Sklavenhändler ergibt sich eine grosse Profitspanne, denn er bezahlt seinen 
Leih-Arbeitskräften wesentlich weniger als er für diese vom Unternehmer erhalten 
hat. Für die gleiche Arbeit beziehen ArbeiterInnen, die von Sklavenhäindlern an einen 
Betrieb vermittelt worden sind, oft einen geringeren Lohn als KollegInnen, die fest 
angestellt sind. Die verschiedenen Bedingungen erschweren gemeinsames Handeln 
der Arbeiterinnen und bauen Konkurrenz auf. 

Die Sklavenhändler machen seit November grosse Extraprofite mit der 
Unerfahrenheit der Kolleginnen aus dem Osten. Mit aufwendigen Werbekampagnen 
versprechen sie "Traumjobs” und "die Sicherheit eines abwechslungsreichen 
Arbeitsplatzes”. Jedoch sind in weniger als 10% der Fälle Arbeitsverhältnisse mit 
"Zeitarbeitsfirmen" von Dauer. Viele bestehen nur ein paar Wochen, 90% der 
Beschäftigten sind weniger als 6 Wochen bei einer "Verleihfirma". Nach dem 
Arbeitsrecht der BRD kann man in den ersten 6 Monaten jederzeit ohne Begrlindung 
gekündigt werden, hat also nicht viel von den vielgepriesenen Sozialleistungen. So 
nennt man die Vermittler von Zeitarbeit Sklavenhändler. Denn aie tragen dazu bei, die 
Arbeiterinnen in den Betrieben zu spalten; sie halten die Löhne niedrig; sie sorgen für 
Ersatz, wenn sich mal jemand nicht alles gefallen lässt.Wir können nur hoffen, dass 
der Versuch dieser Herrschaften, in Ostberlin zu feiern und die damit verbundenen 
Aktionen der Autonomen dazu beigetragen haben, das Problem bei uns zu 
thematisieren. Vielleicht, so ist zu hoffen, sind die Demonstranten beim nächsten Mal 
zahlreicher, um tatsächlich zu verhindern, dass die Fratzen des Kapitals im Stillen 
feiern können. 13. Autonome Gruppe 


Skinhead heisst nicht gleich Nazi! 
Ein Red-Skin protestiert in eigener Sache 


Nicht in England ist die Skinheadbewegung entstanden, sondern auf Jamaika. 

Schwarze Red-Skins sind es gewesen, die in Kingston aufstanden und sich als 

Schutztruppe der Streikenden bewährt haben. Noch heute stehen die englischen 

Red-Skins mit den nt vor Jen beatreikten Betrieben und bilden fliegende 

Einsatzkommandos, treikbrecher abwehren. S f i : 
che Musik der Ski ka, Soul, Reggae und Oi, das ist die 

Ende der 60er Jahre wurde in England eine Bewegung junger Arbeiter daraus, mit 
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besonderem Einfluss in den Elendsvierteln von Liverpool und unter jungen 
Arbeitslosen. Sie protestierten gegen die staatliche Unterdrückungsmaschinerie und 
das Kapital und suchten, trotz ständigem Geldmangel, nach einem eigenen, 
unverwechselbarem Lebensstil. Oi ist so etwas wie ein Weg für uns. Oi ist 
Zusammenhalt. 


Anfang der 80er Jahre tauchten in der BRD die ersten Skinheads auf. Nach 
einer gewissen Zeit kamen die Nazieinflüsse. Warum? Die Nazis waren leider nun mal 
die ersten Leute gewesen, die sich um die Skinheads geklimmert haben. Die Nazitreffs. 
waren die einzigen Clubs, die den Skins offenstanden. Da wurde dann erst mal ein 
Kasten Bier spendiert und ihnen dann regelrecht eingetrichtert: "Die Deutschen, 
Bläh-blöh-bluff”, usw.. 

Heute wie damals werden Skins von faschistischen Elemente unterwandert. 
Wenn Nazis behaupten, dass sie Skins sind, missbrauchen sie unsere Bewegung als 
Deckmantel und waren meistens schon Faschisten, bevor sie sich als Skins aus 
Das Schlimme ist, dass sie als kleine Idioten von den faschistischen Parteien 
ausgenützt werden wie seinerzeit die Hitlers. 

Die Skinhead-Bewegung beruht ursprünglich auf der Musik der Schwarzen. 
Mir erscheint es sehr absurd und paradox, wenn rassistische Skinheads zu 
"Negermusik" tanzen und anschliessend "Sieg Heil" brüllen. Es ist einfach ein 
schlimmer Missbrauch unserer Bewegung! 

Noch einige Worte an die linke Szene: Leider beurteilt ein Grossteil von Linken 
Menschen hauptsächlich nach dem Outfit und hält jeden Red- oder Oi-Skin 
automatisch für einen Nazi. Staat nachzufragen, wird im Zweifelsfall zugeschlagen. 
Mit Linken Inhalten hat das wohl wenig zu tun. Mir ist auch nicht entgangen, dass 
eine Vielzahl von Linken trotz gesinnungsmässig einwandfreier Kleidung und Haar- 
schnitt vielfach dogmatisch, undifferenziert und sexistisch denkt und redet. 

Richtige Skins sind meiner Ansicht nach niemals Faschisten gewesen und 
werden es auch nicht sein. Und ich als Skinhead lasse mich niemals von Faschisten 
missbrauchen, denn sie sind Verbündete von Staat und Kapital und die Todfeinde der 
arbeitenden Menschen. Oil, Ein Red-Skin 


Von der Demokratie-Kür zur Wehr-Pflicht 


Da sitzen einige im ehemaligen Ministerium für Nationale Verteidigung, heute, 
Ministerium für Abrüstung und Verteidigung, die gehören zu den ganz hart 
Gesottenen. 

Während zum ersten Mal in der Geschichte die einmalige Chance zur Abrüstung in 
ihrer radikalsten Form, der Abschaffung des Militärs, zumindest auf dem Gebiet der 
DDR besteht, basteln die Herren an einer neuerlichen Zementierung des Militärs in 
fast alter Manier. 

Ausgangspunkt eines Paketes von zwei Gesetzes- und einem Verdrdinmngbenkwunrf ana 
Strausberg ist ein sogenanntes Dienstpflichtgesetz. 

Vorerst nur in Militärzeitungen erschienen(u.a. "Militärreform”, H. 13/90), sucht man 
zuerst Rückenhalt in den eigenen Reihen, um dann wohl in die Offensive gehen zu 
können. 


Worum geht es? Alle männlichen Bürger sollen per Gesetzeskraft zu einer 
Dienstpflicht gezwungen werden, die als 
a) Wehrdienst oder 
b) Zivildienst 
istet" werden 
ES folgt ein detailiertes Gesetzeswerk mit den üblichen militärisch- juristischen 
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Verklausulierungen, uns schon in etwa bekannt aus dem 82-iger Wehrdienstgesetz. 
Neu hier u.a.: politische oder religiöse Betätigungen während eines 
Währdienstverhältnisses werden in dieses Gesetzeswerk aufgenommen und 
ermöglicht. Alt: die Ordnungsstraf- und Strafbestimmungen. Hier offenbart sich die 
reaktionäre Denkweise der Urheber. Nach einigen (den letzten) Jahren Praxis des 
"Vergessens" von Wehrdiensttotalverweigerern unter SED- Herrschaft, nach Monaten 
der Unsicherheit und "Kulanz" im Umgang mit Totalverweigerern nach dem Oktober 
1989 und nach einer Zivildienstverordnung, die in europäischen Wehrpflichtländern 
ihresgleichen sucht, soll nun zurückgeschlagen werden. Ordnungsstrafen, 
Zuführungen und Haftstrafen werden wieder mal angekündigt. Dies z.B. mit 
althergebrachten Gummiparagraphen wie den 9: "Wer ...b) andere Handlungen 
begeht, um seine Einberufung oder Heranziehung zu verhindern, wird mit Geldstrafe, 
Verurteilung auf Bewährung oder Freiheitsstrafe bis zu 2 Jahren bestraft." 

Ich denke, nicht Details sollten hier zur Diskussion stehen.Aber dass die Militärköppe 
wieder Aufwind verspüren, das allein ist schlimm genug. Ohnehin stören mich die 
grösseren Widersprüche dieser Machwerke mehr als Details: z.B. werden die Gesetze 
auf der Grundlage der "Verfassung der DDR" ausgearbeitet, einer Verfassung, die 
ohnehin nicht mehr vom Volk getragen wird, die auf die Einparteien- Block- 
Herrschaft zugeschnitten war und für die eine neue Verfassung unumgänglich ist. 
Gleichzeitig erhebt sich die Frage, inwieweit man sich auf die Verfassung überhaupt 
berufen will, wenn im Parlament von den Konservativen angefragt wird, ob das Land 
überhaupt noch eine Verfassung brauche. Also keine Verfassung? Dann auch keine 
neuen Dienstpflicht- und Wehrdienstgesetze, die sich auf die Verfassung berufen. Und 
wenn doch Verfassung, dann eine neue, bitte schön, die vom Volk getragen wird nach 
eingehender Diskussion. Für so eine neue Verfassung gibt es bereits einen fertigen 
Entwurf, vorgeschlagen vom Zentralen Runden Tisch, und da lautet ein Satz: "Die 
Wehrpflicht ist abgeschafft." 

Also Schluss mit dem Hick- Hack und endlich eingesehen, dass das Beste, was dieser 
Teil des deutschen Volkes in eine bunte Republik einbringen sollte, eine wirklich 
entmilitarisierte Gesellschaft ist. Ein Land ohne Wehrpflicht, ohne Zwangsdienste und 
ohne Geheimdienste. Auf diese Weise könnten die 40 Jahre, die wir "dem Frieden 
verpflichtet"waren, zu einem krönenden Abschluss und neuem Anfang geführt 
werden. Ohnehin sind die alten Feindbilder dahin. Zukünftige Militaristen und solche, 
die das Territorium der heutigen DDR wieder remilitarisieren wollten, hätten es dann 
(und nicht nur national) sicher erheblich schwerer, als mit einem an die Wehrpflicht 
gewöhnten Volke. 

Weg mit der Wehrpflicht! - kann ich da nur resüimieren, und zwar so schnell wie 


Weg mit der Armee - wäre dann der nächste Gedanke. 
Für ein entmilitarisiertes Deutschland! - wohl der dritte. 
Aber den macht Euch mal selber. 
Rene Klein 
Freundeskreis Wehrdiensttotalverweigerer 
-Region Berlin- n 
Staatsapparat will antimilitaristischen 
Widerstand brechen 
Wehrdienstverweigerer werden ausgeliefert, Strafen verlängert 
Der seit Anfang März in der Justizvollzugsanstalt Rottenburg einsitzende 


Totalverweigerer Gerhard Scherer erhielt Anfang Mai seinen zweiten 
Einberufungstermin vom Bundesamt für Zivildienst. Anfang Juni soll er nochmals 
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gezwungen werden, zum Zivildienst anzutreten, den er bereits am 1. März 87 nach 9 
Monaten abgebrochen hatte, als ihm der Zusammenhang zur Wehrpflicht deutlich 


wurde. Er war zu 5 Monaten Kast verurteilt worden und würde bei "guter Führung" 


nach 2/3 Haftzeit entlassen - also gerade noch pünktlich zu seinem Sklavendienst 
erscheinen können. Das Zusammenspiel Militär-Justiz-Zivildienstbehörde wird damit 
einmal mehr offenkundig. 

Zum anderen ist Gerhard seit Oktober 87 Bürger des durch Aliiertenrecht seit 
1969 wehrpflichtbefreiten Berlins. Auch diesen Zusammenhang zu verdeutlichen war 
Anliegen eines Solidaritätskonzertes am Brandenburger Tor am 21. Januar und zweier 
Pressekonferenzen von Verweigerern aus Ost und West (am 17. Januar in der 
Umwelt-Bibliothek im Prenzlauer Berg und am 29. Januar im Schöneberger Rathaus. 
Dessenungeachtet lieferte der Senat Gerhard Scherer zur Wehrstrafverbüssung aus, 
dabei die Dramatik nicht scheuend: Scherer hatte am 5. März friedenspolitisches Asyl 
bei der Senatsfraktion der AL gesucht, unterstützt von einer Ankettaktion von 
Verweigerern aus der DDR, die den Wehrpflichtflüchtling Momper zum Gespräch 
aufforderten. Tags darauf wurde Gerhard Scherer in den Räumen der AL brutal 
verhaftet. Noch am Abend sollte er aus Tegel ausgeflogen werden, jedoch der Pilot 
weigerte sich, den Transport zu verantworten, nachdem Gerhard deutlich gemacht 
hatte, dass dies gegen seinen Willen geschähe. So wurde er erst am nächsten Morgen 
klammheimlich vom eigentlich von den Amerikanern militärisch genutzten Flughafen 
Tempelhof in eine 50 Personen fassende Chartermaschine verfrachtet, die diesmal nur 

Inzwischen läuft bereits der Angriff auf den entmilitarisierten Status von 
Westberlin. Der ehemalige Verteidigungsminister Scholz, der sich in letzter Zeit gem 
als Retter "ungeborenen Lebens" aufspielt, äusserte in einer SAT1-Talkrunde am 28. 


April, das einzige Hindernis zur Wiedereinführung der Wehrpflicht in Westberlin- 


seien die Aliierten. Stoltenberg zog eine Woche später nach und kramte den Begriff 
"Wehrgerechtigkeit" wieder hervor. und Anfang Mai wurde bereits wieder ein 
Verweigerer von Westberlin ausgeliefert. g.h. ü 


Wehrdiensttotalverweigerer Erfurts 
vor alten Fronten | 


"Am 15. Mai 1990 fand anlässlich des Tages der Wehrdienstverweigerer in Erfurt eine 


kleine Demo statt. Aufgerufen hatte der Freundeskreis Wehrdiensttotalverweigerer 
Erfurt. Gekommen waren vor allem Mitglieder des AJZ und des Neuen Forums. Die 


jugendlichen Teilnehmer trafen sich, wie geplant, vor dem WKK Erfurt. über 
Handzettel und die Medien hatte man dazu aufgerufen. Aber auch die Polizei hatte 
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Deutlich wurde, dass die neue Polizei die alte ist, ebenso wie die Leute auf der 
Strasse die gleiche Passivität wie vor der Wende haben. Im Gefühl neuerwachten 
Selbstbewusstseins kontrollierte die Polizei die Ausweise und notierte die frechen 
Rechtsbrecher. 

Die Demonstranten einigten sich schliesslich darauf, den polizeilichen 
Drohungen zu weichen. Sie gingen kurz zum WKK und brachten dort Transparente 
und Fiugblätter an und bewegten sich dann in Richtung Rathaus. Dort wurde das 
Telegramm an Eppelmann verlesen und einiges zu den Forderungen der 
Wehrdiensttotalverweigerer gesagt. Zu den Aktivitäten des Innenministers 
(Aufrüstung nach innen) wurden Flugblätter verteilt. | 
Es gelang den Demonstranten bei dieser Gelegenheit immerhin mit Passanten ins 
Gespräch zu kommen. Die Resonanz war nicht sonderlich ermutigend. Die Erfurter 
Wehrdiensttotalverweigerer meinen aber, dass viele kleine Aktionen in allen Städten 
auf Dauer doch nicht zwecklos sind. | 
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Gentechnischer Fingerabdruck auf der Briefmarke 
(Aus: "Informationsdienst Computer & Medien") 


Da Speichelspuren ausreichen, um eine Gen-Analyse durchzuführen, dürfte die 
angeleckte Briefmarke zum Träger des "genetischen Fingerabdrucks" werden. Die 
DNS-Analyse wird bereits beim BKA praktiziert, technische Gerätschaften für die 
Analyse stehen bereit. Durch gezieltes Abfangen von Briefen könnte somit das 
Rohmaterial für eine DNS-Analyse der Speichelspuren auf der Briefmarke beschafft 
und so eine Datei über DNS-Profile ausgewählter Personen angelegt werden. Darüber 
hinaus können einige interessante genetische Prädispositionen, die als medizinisch 
sensible Daten gelten können, ermittelt werden. j 

Erfahrungsgemäss werden die scheinbar absurdesten Phantasien bei einer 
Offenlegung der Geheimdienstmethoden durch die Realität noch übertroffen. Für 
diejenigen, die Mutmassungen dieser Art stets als Paranoia abtun, sei noch ein kleines 
wissenschaftliches Zugeständnis angefügt: Die Wahrscheinlichkeit, dass Speichel auf 
Briefmarken von BKA oder Geheimdiensten für die DNS-Analyse verwendet wird, 
hängt ab von deren "rechtsstaatlichen Abweichungskoeffizienten" in Verbindung mit 
"antidemokratischer Energie" und "organisatorisch verstärkten Psychopathologien", 
wie:z.B. die in Deutschland kulturspezifisch verbreitete "collectio kryptomanis" 
(Sammelwut). Diese konnte erst kürzlich wieder beobachtet werden, als die Archive 
der Stasi mit kilometerlangen Aktenbeständen geöffnet wurden. 

Alternativ zur kompromittierenden Verwendung menschlichen Speichels bieten 
sich Mineralwasser, kalter Kaffee, Tee, Limonaden-etc. an, die meist auf 
Schreibtischen herumstehen. Wer den Geheimdienst verwirren will, nehme zum 
Anfeuchten der Briefmarken Wodka oder lasse mal eben Hund und Katze bzw. 
Meerschweinchen und Goldhamster über das kleine Papier lecken. Im letzteren Fall ist 
allerdings zu befürchten, dass dann "tierische Eigenschaften" in der Datenbank des 
BKA personenbezogen gespeichert werden. 


Die alten und die neuen Verschmutzer 
-Bericht aus dem Schichtpressstoffwerk Bernau- 


Aus allem was in jüngster Zeit über das Schichtpressstoffwerk Bernau (SPW) zu 
hören und zu lesen war,ergibt sich ein erschreckendes Bild der durch diesen Betrieb 
entstandenen und entstehenden Umweltschäden,die in diesem Ausmass selbst in 
diesem arg belastetem Land noch eines der schlechtesten Beispiele sind. 

Der 1240 Mitarbeiter zählende Betrieb ist Alleinhersteller von Basismaterial für 
Mikroelektronik und der Hauptarbeitsgeber im Kreis Bernau.Die jährlich 6000t 
betragende Gesamtemission des Werkes wird 2.T.verursacht durch 19 
Lackiermaschinen,die der Herstellung der Leiterplatten dienen,sowie die 
Abproduktverbrennung.Von den Lackiermaschinen sind mittlerweile mit einem 
Millionenaufwand an Valutamitteln ganze 3 mit einer thermischen 
Nachverbrennungsanlage (TNV) ausgerüstet worden, die effektiv jedoch kaum einen 
Anteil am Abbau der Gesamt-Schadstoffemission des Betriebes haben. 

Bei der Trocknung des Trägermaterials aus den Lackiermaschinen werden ungeheure 
Mengen an Schadstoffen (Formaldehyd,Methanol,Phenole u.a.) abgelassen.In Bernau 
und Umgebung gilt Dauerbelastungsstufe 5,eine hohe Krebsrate, hohe 
Säuglingssterblichkeit, die Grenzwerte werden um ein vielfaches überschritten. So 
etwa bei Phenol um das 144fache. 
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Trotz der enormen Schwierigkeiten bei der Schadstoffvermeidung wurde mit dem zur 

Verfügung stehenden Geld munter in völlig unsinnige Projekte fehlinvestiert. 

Die grössten Schweinereien leistete sich die Werksleitung bei der Lagerung bzw. 

Verbrennung der anfallenden Abfallstoffe.Zunächst wurden auf einer Freifläche bei 

Albertshof Harze und Lösungsmittel einfach ausgekippt,später unter freiem Himmel 

verbrannt.Dabei wurden auch die Prepregs (lackiertes Basismaterial) vernichtet.Es 
entstanden massenweise hochgiftige bromhaltige Dioxine. 

1989 wurde dem Betrieb dann eine von der berüchtigten Fırma "Berlin Consult" (siehe 
u.a.Schöneiche) neu installierte Abfallverbrennungsanlage (AVA) übergeben,die 
ursprünglich alle anfallenden Abfallstoffe entsorgen sollte.Nach anderthalb ühriger 
Betriebszeit hält die Anlage lange nicht das,was sie versprochen hat."Sie befindet sich 

in der mehrjährigen Optimierungsphase" (Der Vertag wurde 1980 unterschrieben).Der 
Rest der betrieblichen Abprodukte wird auf einer werksnahen Deponie zwischenge- 

lagert und harret seiner Entsorgung.Dabei kann das in den Prepregs enthaltene Phenol 

ungehindert in den Boden gespült werden.Der jetzige Umweltbeauftragte (übrigens 

der ehemalige Parteisekretär) sieht das anders:Durch die hohe Saugfähigkeit des 

Papiers könne das Wasser in das Material eindringen und verdunsten,sobald die Sonne 

wieder scheint.Na,dann wird ja alles gut. | 

Zur AVA:nach mehr ährigem Experimentieren steht diese Anlage tatslichlich einmalig - 
in der Welt da.Verbrannt werden u.a. Harzreste und Prepregs. Die Pyrolyse 

(Hitzezersetzung) dient der Kupferrückgewinnung.Dabei entsteht bromdioxinhaltiger 
Pyrolysekoks. ! 

Das giftige Pyrolysegas soll hinter der Nachverbrennung in Kalkschlamm absorbiert 
werden. Die Sache hat gleich zwei Haken,die bedenklich stuimmen:offenbar durch 

einen Konstruktionsfehler entströmte aus der Pyrolyseeinheit mindestens einmal 


. reines Pyrolysegas, das bei den Arbeitern des danaebenliegenden Heizwerkes 


Erstickungsanfälle auslöste.(Die Mitarbeiter von Berlin Consult trugen 
Atemschutzmasken). Die Betriebsleitung kann sich heute nicht an diesen Störfall 


erinnern. 

Eine Woche danach sind Tiere in der Bernauer Umgebumg gestorben. Tiere sterben 
natürlich immer. 

Ausserdem ungeklärt ist die Entsorgung des bromdioxinhaltigen Pyrolysekoks und des 
Kalkschlamms.Schöneiche nahm den Koks nicht an. Auf einer Betriebsversammilun 
wies ein Arbeiter darauf hin,dass der Koks nördlich vom betrieblichen 
Freifasslager,das das modernste Europas sein soll, vergraben würde. Bis heute gibt es 
dazu keine Stellungnahme der Betriebaleitung. 

Nach Untersuchung von Bodenproben (die ohne Zustimmung der Betriebaleitung von 
Mitarbeitern der Sicherheitsinspektion übergeben wurden) sowie 
Pyrolysekoks/Kalkschlamm und Nachweis einer extremen Dioxin-Belastung durch die 
Karl-Marx-Universität wurde die sofortige Stillegung der AVA empfohlen.Der 
Bereich Umweltschutz wurde daraufhin der Sicherheitsinspektion entzogen und dem 
Forschungsdirektor unterstellt.Dieser stellte in den Bodenproben allerdings keine 
Dioxin-Belastung fest.Der Kalkschlamm,nach Untersuchung durch tie 
Karl-Marx-Universität ebenfalls dioxinbelastet, wird mittlerweile beim Agrochemi- 
schen Zentrum Werneuchen als Dünger eingesetzt. 

In einer Studie der Sicherheitsinspektion,die der Betriebsdirektor 

alsbald nach Bekanntwerden einsammeln liess,wird festgestellt,dass es international 
keine funktionierenden grosstechnischen Pyrolyseanlagen gibt.Die AVA sei nach 
anderthalbjährigem Dauerbetrieb unausgereift und störanfällig.Die 
Funktionssicherheit sei nicht gewährleistet und bei den Abprodukten der AVA 
handele es sich um gefährliche Spurengifte,für deren Entsorgung es keine 


Suspekt scheint die AVA selbst dem Ministerrat gewesen zu sein.In einem Beschluss 
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desselbigen vom 8.Januar 90 zur Müllpolitik heisst es:"Aufgrund fehlender 
Verbrennungskapazitäten...ist für Abfallstoffe aus der DDR,die gegenwärtig nicht 
umweltgerecht beseitigt werden können,eine Verbindung mit dem NSW 
aufzunehmen. Dies betrifft insbesondere ...Rückstände aus der 
Die AVA beim SPW will die ehrenwerte Gesellschaft Berlin-Consult als Prototyp 
dieser Art in Europa anbisten.Werbeprospekte sind schon im Umlauf. 
Irgendwie hat sich die Betriebsleitung des SPW Bernau über die "Wende" 
hinübergerettet.Nicht geblieben sind die Kritischen Stimmen aus der Abteilung 
Sicherheitsinspektion. Nach rufmordähnlichen Kampagnen und allerlei 
gen klindigten der Leiter der Sicherheitsinspektion Wieland und der 
Mitarbeiter 


Rappe. 

Anfang November 89 gab der neue Leiter der Sicherheitsinspektion die Weisung, 
interne Umweltdaten, die nicht bei den Kontrollorganen bekannt waren, zu vernichten 
(woran er sich heute nur schlecht erinnern kann). 

Ein Mitarbeiter erfüllte die Weisung nicht vollständig und role nur unwichtige 
Unterlagen. Wichtige Materialien zum Umweltschutz übergab er der Kriminalpolizei.- 
Leider ohne Kopien,denn wie sich herausstellte,hielt der anfängliche Eifer des 
Oberleutnants,dem Handeln der Betriebaleitung einen Riegel vorzuschieben, nicht 
lange an.Plötzlich war er der Auffassung,dass es sich um einen Präzidenzfall handele, 
Du Fran schon die Grenzwerte"etc.Der Mitarbeiter erhielt die Unterlagen nicht 


Vecnfrietlich für den katastrophalen Zustand des Betriebes ist in allererster Linie die 
Betriebaleitung, daneben natürlich auch der damalige Ministerrat. Um die 80 Mio 
Mark wurden für TNV fehlgeplant, 30 Mio Mark wurden für den Bau des 
gigantischen Werksteils SPW 3 verschleudert,von welchem nach Baustopp im 
November 89 bezeichnenderweise nur ein riesiges Verwaltungsgebäude übrigblieb.- 
Teile der Unterlagen zu SPW 3 sind auf recht mysteriöse Weise verschwunden:Ostern 
% brannte die Baracke ab,in denen sie aufbewahrt wurden. Zufällig entstand der Brand 
durch ein Kühlschrankkabel(???). 

Für die kriminelle Entsorgung der Abfallstoffe ist ebenfalls die Betriebsleitung 


Bemerkenswert ist bei aufmerksamen Lesen ein vom Betriebsdirektor 
herausgegebener "Massnahmeplan zur Senkung der Umweltbelastungen der 
Werktätigen im SPW Bernau" .Darin heisst es u.a.: Bis zur Durchsetzung 
technischer Lösungen...ist das Gesundheitsrisiko der Werktätigen durch 
technisch-organisatorische Massnahmen und eine umfassende Dispensairebetreuung 
in medizinisch vertretbaren Grenzen zu hal 

Neben dem Werk wurden kürzlich zwei neue Schulen gebaut.Die Kinder schreiben 
allerdings nur in den ersten Stunden Klassenarbeiten und verlassen das Gebäude in 
den Pausen häufig nicht.Als wirksame Schutzmassnahme empfahl die Betriebsleitung 
der Schuldirektion ausserdem,die Fenster geschlossen zu halten. 


Einer Einladung eines Mitarbeiters der Pathologie des Kreiskrankenhausen Bernau, 
sich die Krebstoten doch einmal von innen anzusehen,ist die Betriebaleitung nicht 
gefolgt. 


% 
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Richtigstellungen 


Nachdem wir bereits beim letzten Mal eine Falschmeldung über den Ausschluss von 
Anarchisten aus der Dresdner Vereinigten Linken dementiert haben, ist jetzt auch die 
zweite Dresdner Meldung in der Nummer 8 in ein schiefes Licht geraten, nämlich über 
ein Konzert der "Abstürzenden Brieftauben”" und begleitende Zwischenfällen mit 
Nazi-Skins. übereinstimmend wird uns berichtet, dass das Konzert nicht am 20.4. und 
nicht im Saal, sondern am 18.4. auf einer Freilichtbühne stattfand. Während der eine 
Leser die tibergriffe von Nazi-Skins völlig lsugnet, schreibt der andere: "Fakt ist auch, 
dass die Glatzen nach dem Konzert nicht zum Zuge kamen, was nicht nur, aber auch 
der VP zu verdanken ist. Eine "FDJ-Ordnungsgruppe", wie auch anderswo gibts in 
Dresden nicht - möglicherweise gibts nicht mal die Rest- FDJ." 
Ein anderer Leser kommentiert die Dresdner Enten: "Ich war bisher ein 
begeister Leser des "telegraph" ‚aber nun muss ich auch den Wahrheitsgehalt anderer 
"unterdrückter Nachrichten" in Eurem Blatt bezweifeln. Sachen, die man irgendwo 
und irgendwann aufgeschnappt hat, ohne jede Recherche auf Treu und Glauben zu 
veröffentlichen, mag manchmal unumgänglich gewesen sein, als ihr noch ein 
"verfolgtes Untergrundblatt” wart..." 
Wir könnten uns ja damit herausreden, dass uns der Verlag jetzt im Zuge 
allgemeiner Existenzängste die Reisekosten gesperrt hat (Tatsache!). Aber diese Dinge 
leider wirklich noch zu oft. Wir sind es von den "Umweeltblättern", die eben 
zu grossen Teilen ein Korrespondenzblatt waren, gewöhnt, einer Anzahl von 
suten zu vertrauen und solche Berichte mehr symptomatisch zu überprüfen. 
Und wir sind nur vier Leute. Aber natürlich müssen wir unseren Arbeitsstil ändern und 
langsam ein Korrespondentensystem organisieren, mehr herumreisen bzw. im Zwei- 
felsfall telefonieren. In jedem Fall sind wir aber auf die Mitarbeit (und die Dementis) 
unserer Leser angewiesen. Es wäre aber auch gut, wenn unsere Informanten ein wenig 
korrekter berichten könnten. 

: Falls die Vereinigten Linken in Dresden sauer über unseren (diesmal 
selbst recherchierten) Bericht in diesem Heft sein sollten, möchten wir darauf 
hinweisen, dass wir den einen angeschossenen Herm seit vier Jahren kennen und über 
diesen Gegenstand ein ganzes Pamphlet verfassen könnten. Die Redaktion 


Annoncen i 
Eee 
Antifa-Info-Telefon Ostberlin 2292912, Dienstag 18-20 Uhr und Samstag 16-19 Uhr. 
Meldet uns Infos, Begebenheiten, rechte Treffs, Namen und Adressen von Faschos 
ER ERDEIELENSEEERENS RS ehe 


"Gorleben bebt" 
Eskalierende Blockaden sollen reibunglosen Betrieb der Atomanlagen in Gorleben 
stören 


Als Auftakt zu dem neuen Blockadekonzept im Wendland werden am Montag, dem 

7.5. Handwerker und Handwerkerinnen aus dem Kreis Lüchow-Dannenberg ab 6 Uhr 
die Zufahrt des Zwischenlagers für radioaktiven Müll blockieren. 

Die Blockade wird die erste einer regelmässsigen Reihe von Blockaden sein, die ab 

sofort an jodem Montag in Gorleben stattfinden sollen. 

Anlasss für diese Aktionen sind die neuesten Entwicklungen in Gorleben: 

- Im sogenannten Erkundung bergwerk gehen die nächsten 2 Jahre die Vorbereitungen 

für ein Endlager für radioaktive Abfallstoffe ungehindert weiter (BVG Berlin, 

16.1.90 

- Die rrbeinngeh zum Bau der Pilotkonditionierungsanlage (eine Atomfabrik 
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zum Zerschneiden und Verpacken von abgebrannten, hochradioaktiven 
Brennelementen) laufen auf Hochtouren: Jeden Tag fahren Baufahrzeuge in das 
bereits sicher eingezäunte Gelände. Der Eilantrag (gestellt von der BI 
Lüchow-Dannenberg sowie BürgerInnen aus der DDR) gegen die sofortige 
Vollziehbarkeit der Teilerrichtungsgenehmigung wurde Ende März vom OVG 
Lüneburg abgelehnt. 
- Seit Mitte April herrscht ein reger Verkehr von Fassstransporten ins Zwischenlager: 
Fast täglich rollen am späten Vormittag drei LKWs mit radioaktiver Ladung. 
- Die Genehmigung zur Einlagerung von Castorbehältern mit abgebrannten 
Brennelementen ins Zwischenlager Gorleben wurde am 12. April vom OVG Lüneburg 
erteilt. Bisher hatten AtomkraftgegnerInnen es geschafft, diese Transporte über 6 
Jahre lang erfolgreich gerichtlich aufzuhalten. 
Auf dem letzten Gedelitzer Treffen reagierten die Gruppen mit einer neuen 
Aktionsstrategie: "Die eskalierende Blockade - Gorleben bebt!" 
Den Eskalationscharakter erhalten die Blockaden nicht durch den Einsatz von immer 
radikaleren Mitteln, sondern durch eine ständig zunehmende Anzahl von 
BlockiererInnen: Am ersten Montag blockiert eine Gruppe, am zweiten zwei Gruppen, 
am dritten drei Gruppen, usw. 
Um zu zeigen, wie vielfältig der Widerstand ist, stellen die Initiativen während der 
Blockaden Teile ihres politischen oder beruflichen Alltags dar: 

- "3, Welt"-Gruppen blockieren mit einem Infotisch mit "3. Welt"-Produkten 

- ärztInnen erscheinen im weisssen Kittel 
- MusikerInnen bringen klassische Musik zur Aufführung 
- PastorInnen halten Gottesdienste 

aus AKW -Standorten verlagern ihre monatliche Blockade nach Gorleben 


| Die Blockaden sollen dadurch eine grossse Anzahl von Menschen mobilisieren, die 


i dem anstehenden Castor-Transport gemeinsam und öffentlich widerstehen werden. 


Bis zum 30. Juni 1990 können Interessierte das "MüLLMAGAZIN" im 
Umtauschverhältnis eins zu eins zum Preis von 48 Mark pro Jahr (vier Ausgaben) 
abonnieren. Das MÜLLMAGAZIN ist die einizige deutschsprachige Fachzeitschrift 
für ökologische Abfallwirtschaft und Abfallvermeidung. Inzwischen veröffentlichen 
wir auch verstärkt Beiträge, die sich mit DDR-spezifischen Problemen beschäftigen. 
In der aktuellen Ausgabe beispielsweise befinden sich zwei Beiträge zu SERO und der 
Deponie Schönberg. 

Bestellungen sind zu richten an das Institut für ökologisches Recycling, Redaktion 
Müllmagazin, Kurfürstenstrassse 14, 1000 Berlin 30 


Die Agentur Büro für Alternative Dienstleistungen 

Prenzlauer Allee 10 

1055 Berlin Tel.4366456 

Angebote: Fahrradverleih 20er-26er Räder mit Kindersitzen, Tandem, 
Stadtführungen, Vermittlungen, Informationen von Konzert bis noise: Cafe, 
Kartenvorverkauf, Sofortkopien, Studentenrabbat 

geöffnet Mi-So 10-20 Uhr 


TERMINE 


*7, und 21. Juni, 17 -20 Uhr, Französische RE nen Beratung 
durch den Freundeskreis Wehrdiensttotalverweigerer. Am 6. Juli, 19 Uhr, wird das 
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neue Büro in der Frankfurter Allee 286 mit einer Fete eröffnet. 
*Gandhi-Informationszentrum, Lübecker Str. 44, 1 Bin.21, tel.3941420 
Veranstaltungen: Ende Juli - Narayan Desai, Sohn von Gandhis Sekretär Mahadev 
Desai, bildet im "Institut for Total Revolution" in Vedchhi/Gujarat gandhianische 
Sozialarbeiter aus, 

August - S.V. Govindan, enger Mitarbeiter von Gandhis "spirituellem Nachfolger 
Acharya Vinoba Bhave, lehrt Ayurvedische Medizin und M 
September - A.B.-Bhardwaj, Mitglied’ der “Gandhi-in-Action-Group", leitet eine 
Schule der Gewaltfreiheit; Tagesseminar zu einem gandhi-bezogenem Thema; Shri 
Ushabehn und weitere Frauen aus VinobaBhaves Ashram in Paunar, in den nur Frauen 
aufgenommen werden x 

2. Oktober - 121. Geburtstag Gandhis, 

*6. Juni, 17 Uhr, Haus der DSF, "Wie rauskommen aus der ökokrise?" mit D. Sporbert 
(Leiter der Abt. Umweltschutz & Wasserwirtschaft im BaWw Treptow) und einem 
Vertreter der Grünen Partei 

*9. Juni, 18 Uhr "Politische Gefangene in der BRD/WB", Cafe Bandito Rosso, 
Ostberlin, Lottumstr. 10 a (Beginn der Veranstaltungsreihe über Repression gegen den 
politischen Widerstand in der BRD und der DDR) 

*9, und 10. Juni, Drittes Leipziger Strasssenmusikfest, Kontakt über Katrin 
Hattenhauer und Uwe Schwabe, Zeinaundorfer Str. 29, 

"bis 10. Juni Fotoausstellung in der Leipziger Nikolaikirche "Aus Nachbarn wurden 
- Juden, Ausgrenzung und Selbstbehauptung 1933-42" | 

*PFINGSTEN 90 DDR-POLEN, Fahrradtour für die Anerkennung der 
deutsch-polnischen Grenze und die Entmilitarisierung EuropasBeginn: 1. Juni 12 Uhr 
Eggesin, Pfarrhaus - Ende 4. Juni Schwedt, 

Schlafsack, Obst, Brotaufstrich bitte mitbringen, für Getränke und Brot wird gesorgt, 
Teilnehmerbeitrag 25 M/Erwachsene, 12 M/Kinder 

Reisepasss nicht vergesen, Strecke: Eggesin-Boock-Szczeczin-Gartz- Schwedt, 
Teilnehmer aus Polen,Holland,BRD werden erwartet, Transparente, Ideen, Liedtexte, 
Instrumente. ‚Anmeldung bei Initiativgruppe | 

"Abrüstung von unten", c/o Heike Bernhardt, Ravensteinstr. 18, 2120 Ueckermünde 
*6, Juli deutsch - polnisches Treffen auf der Görlitzer Brücke "von unten", Kontakt: 
Michsel Grunert, PSF 34-007, Ueckermünde, 2120 

' oder Leszek Budrewicz, ul. Swidnicka 6/7, Wroclaw 50/067 (WiP). 

*2. Juni Volksuni Hochschule der Künste Westberlin 2.-4-Juni 

‚ 12-14 Uhr Hardenbergstr.33 Raum 201 Frauenpodium zur deutschen Einheit mit 

'S.Schuster-Kleemann, Ina Merkel, C.Thürmer-Rohr. 

12-14 Uhr Hardenbergstr.33 Raum 158 "Feudalsozialismus?"- "Staatsmo- 
nopolistischer Sozialismus?" mit M.Brie, M.Janseng, K.-P. Kisker, M. Stamm, 
W.F.Harg 

15-17 Uhr Hardenbergstr. 33 Raum 110 "Der Sturz des Stalinismus-und was 
danach?" mit M.Klappestück, M.Lidtblav 

15-17 Uhr Hardenbergstr. 33 Raum 158 "Neuer Rechtsradikalismus und 
Nationalismus in Deutschland" 

15-17 Uhr TU-Hauptgebäude "Demokratischer Sozialismus" mit G. Gysi, Däubler 
15-17 Uhr Fasanenstr., Kammersaal Südafrika mit Mpahlawa Won 

15-17 Uhr Fasanenstr., Raum 212 Weltwirtschafts-Unordnung mit Füllkung-Weitzel 

15-17 Uhr Fasanenstr., Raum 313 Treibhaus-ökologie mit Kohler/Lutwig 

17-19 Uhr Fasanenstr., Raum 212 "Die Frauenbewegung auf Los-Zurlick!" 

17-19 Uhr Hardenbergstr. 33 Raum 201 "DDR kaputt!Ein europäisches Deutschland 
am Anfang?" mit M.Brie 

17-19 Uhr Hardenbergstr., Raum 310 "Buropatriachat” mit Schuster-Kleemann 
Und, und, und. Tschuldigung, der Rest paßte nicht mehr ins Heft 
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